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EDITORIALEDITORIAL

E
uropa hat gewählt, das neue 
Parlament und die neue Kom­
mission müssen einen Neu­
start wagen. Die Europäische 

 Union kann ihre globale Rolle nur 
dann ausfüllen, wenn sie wirtschaft­
lich wesentlich stärker und technolo­
gisch innovativer wird. Weder unsere 
Freunde jenseits des Atlantiks noch 
die  Despoten weltweit werden Bot­
schaften aus Brüssel oder anderen 
Hautstädten beindrucken, die ökono­
mische Stagnation, sicherheitspoliti­
sche Schwäche und Uneinigkeit reprä­
sentieren. 

Die letzte Wahlperiode des Europä­
ischen Parlaments und die scheidende 
Kommission haben wichtige Weichen 
falsch gestellt und wesentliche Auf­
gaben nicht abgearbeitet. So sind wir 
mit unseren Partnern in der Handels­
politik nicht vorangekommen, weil 
Europa lieber andere sozial­ und um­
weltpolitisch belehrt, als auf Augen­
höhe kooperiert. Gegenüber Südame­
rikanern und Afrikanern agiert China 
 offenkundig geschickter, sichert sich 
so unverzichtbare Rohstoffvorkom­
men und wirbt Infrastrukturaufträge 
ein. 

Die weniger entwickelten Staaten 
der Südhalbkugel wurden außerdem 
mit der Lieferketten­Richtlinie unter 
einen Generalverdacht gestellt. Und 
unsere Betriebe müssen zusätzliche 
Bürokratie schultern mit Beschäftig­

ten, die währenddessen keine wert­
schöpfende Arbeit leisten können. 
Die Mittelstandsklausel dabei ist rei­
ne Augenwischerei, denn ein kleines 
 Unternehmen, das einen Konzern be­
liefert, muss selbstverständlich für den 
Auftrag auch die gleichen Formulare 
zu ihren Zulieferern ausfüllen. Vom 
ursprünglichen Versprechen „One­in­
one­out“ für Bürokratievorschriften 
hat sich Brüssel meilenweit entfernt. 
Wir brauchen deshalb bis 2029 in 
 Europa ein Bürokratie­Moratorium.

Europa kann seine Wachstums­
kräfte nur mit Innovationen und 
 Zukunftsforschung entfalten. Tech­
nologieverbote und ­ausstiege wie das 
übereilte Verbrenner­Aus oder der 
deutsche Sonderweg bei der Kern­
energie sind jedenfalls der falsche 
Weg. Im Falle der Antriebstechnologie 
ist der europäische Alleingang für das 
Weltklima zu vernachlässigen, zerstört 
hierzulande aber wichtige Kernkom­
petenzen. Die nächste Kommi ssion 
wird den Green Deal nachjustieren 
und sowohl Versorgungssicherheit 
als auch wirtschaftliches Wachstum 
 gewährleisten müssen. 

Wir als Wirtschaftsrat sind für 
Europa und mit unserer Brüsseler 
Geschäftsstelle stark und kompetent 
aufgestellt. So bringen wir Ihre unter­
nehmerische Expertise nach Brüssel. 
Geben Sie uns gerne Ihre sachkun­
digen Hinweise.

Astrid Hamker
Präsidentin des Wirtschaftsrates  
der CDU e.V.
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„Vom ursprünglichen Versprechen 
,One-in-one-out‘ für Bürokratievorschriften  
hat sich Brüssel meilenweit entfernt.“
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WIRTSCHAFT

Wirtschaftskrise gefährdet  
die Demokratie
Der Rückhalt in der Bevölkerung für 
die Ampelkoalition sinkt beständig. Die 
wirtschaftliche Krise durch hohe Ener-
giepreise und steigende Sozialabgaben 
gilt als hausgemacht. Weil die Bundes-
regierung nicht gegensteuert, gerät die 
Demokratie ins Wanken.
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18 BÜROKRATIEABBAU
Reformstau überwinden
Bisher ist es nicht gelungen, Büro-
kratie nachhaltig abzubauen. Das 
hat Gründe, die kulturell und mental 
 bedingt sind. Welche Reformansätze 
helfen können.

Fo
to

: 
Je

ns
 S

ch
ic

ke

10 SCHULDENBREMSE
Der Staat muss sparen
Die Staatsfinanzen Deutschlands gera-
ten aus dem Ruder. Öffentliche Haus-
halte und Sozialkassen geben zu viel 
Geld aus und geraten durch die Wirt-
schaftskrise zusätzlich unter Druck. 
Neue Schulden und eine Lockerung der 
Schuldenbremse sind keine Lösung. 
Der Staat hat kein Einnahmeproblem, 
sondern ein Ausgabenproblem. Ins-
besondere bei den Sozialausgaben 
könnten Milliarden eingespart werden, 
um Spielräume für wachstumsfördern-
de Reformen zu schaffen.
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Zahlreiche agrarpolitische Baustellen gibt 
es vor allem im Bereich der Tierhaltung. 
Die Ampel-Koalition läuft Gefahr, nicht 
nur die landwirtschaftliche Tierhaltung in 
Deutschland zu gefährden, sondern auch 
das gewünschte hohe Tierwohl.
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Die Max Aicher Stiftung ist eine der größten privaten Stiftungen Bayerns. 
Ursprünglich 1924 als Bauunternehmen gegründet, etablierte sich das 
Unternehmen nach und nach in der Stahlsparte. Bereits heute ist die Stahl-
produktion von Max Aicher sehr nachhaltig: In den Elektrolichtbogenöfen 
des Max Aicher Tochterunternehmens wird Stahlschrott aus lokalen Quellen 
zu neuem Qualitätsstahl recycelt. Im Sinne des Synergiestrebens von Max 
Aicher werden rund ein Drittel des Schrotts über das eigene Recycling- 
unternehmen bezogen. Dieser ressourcenschonende Stahl ist überall auf 
der Welt zu finden – von den Fundamenten des One World Trade Centers 
in New York bis hin zum Antriebsstrang und zur Lenkung in Automobilen.

AUS BAYERN IN DIE WELT.

Auch in der Zukunft wird die Max Aicher Stiftung
großen Wert auf Energie, Umweltschutz und Effizienz 
legen. Wir denken weiter. Wir übernehmen Verantwor-
tung für die Zukunft. 

Mehr Information zu unseren Leistungen 
und Bemühungen finden Sie online
unter www.max-aicher.de wie auch
www.locas-bayern.com. 
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AUSSENANSICHT 

D
er Rückhalt für die Ampel ist 
in Deutschland zusammen­
gesackt wie ein Soufflé, das 
zu früh aus dem Ofen geholt 

wurde. Noch Ende 2022 hatten SPD, 
FDP und Grüne in Umfragen zusam­
men immerhin knapp 45 Prozent der 
Bürger hinter sich. Jetzt sind es gera­
de mal 30 Prozent und ein paar Zer­
quetschte. Die Union ist fast so stark 
wie die drei Ampel­Parteien zusam­
men, sie kann aber bislang nicht wei­
ter nach oben durchbrechen.

Gleichzeitig sind die in Teilen 
rechtsextreme AfD und die – man 
mache sich nichts vor: von einer Be­
ton­Sozialistin geführte – Wagen­
knecht­Partei in Deutschland in 
diesem Superwahljahr, jedenfalls 

gemessen an ihrer Performance, auf 
geradezu aberwitzige Weise erfolg­
reich. Ankreiden müssen sich das Olaf 
 Scholz & Co. zuallererst selbst. Des­
halb hat es etwas seltsam Peinliches an 
sich, wenn ausgerechnet der Kanzler 
und seine Kabinettskollegen sich bei 
Demonstrationen gegen „Rechts“ in 
der ersten Reihe besorgter Bürger auf­
stellen. Der Verdacht liegt nahe, dass 
hier nur von eigenen Fehltritten ab­
gelenkt werden soll. 

Protestparteien wie die AfD haben 
Konjunktur, weil die Regierung mit 
ihrer falschen Energie­ und Wirt­
schaftspolitik und einer dramatischen 
Lethargie in der Migrationskrise zu 
viel Vertrauen verspielt hat. 

Das aber schadet nicht nur den die 
Ampel tragenden Parteien, sondern 
dem Ansehen der deutschen Politik 
generell. Das Vertrauen der Deutschen 
in die Demokratie sinkt insgesamt.

Eine neue Studie der CDU­nahen 
Konrad­Adenauer­Stiftung – „Bäum­
chen wechsel Dich? Politische Einstel­
lungen im Wandel“ – weist jetzt nach, 

dass die Demokratiezufriedenheit 
 allein der CDU/CSU­Wählerschaft 
 innerhalb von nur einem Jahr um 
drastische 22 Punkte zurückging.

Schon bei den kommenden Wah­
len für die drei Ost­Landtage droht 
die Politik so an einen Kipppunkt 
zu kommen: Ein rechtsextremer 
 Ministerpräsident ist – trotz der Skan­
dale um ihr Spitzenpersonal, die der 
AfD zuletzt etwas zugesetzt haben 
– nicht mehr undenkbar in Deutsch­
land.

Salopp und zugespitzt formuliert: 
Wer die Wirtschaft zugrunde rich­
tet, der nimmt in Kauf, dass auch die 
 Demokratie vor die Hunde geht.

Denn der wirtschaftliche Ab­
schwung Deutschlands wird als von 
der Politik verschuldet wahrgenom­
men. Energieintensiv produzierende 
Unternehmen können aufgrund der 
eklatant gestiegenen Preise kaum noch 
im Wettbewerb bestehen. Trotzdem 
hält die Regierung aus ideologischen 
Gründen weiter am Ausstieg aus der 
Kernenergie fest.

Die Bürger bekommen es auch mit, 
wenn weltweit angesehene Experten 
wie etwa der Physiker und Nobelpreis­
träger Steven Chu (75) diese Politik als 
„nicht mit unserer zukünftigen Reali­
tät vereinbar“ bezeichnen: Umfragen 

Dr. Florian Kain
Leitender Redakteur 
Politik, Wirtschaft & Aktuelles 
BILD/BILD AM SONNTAG
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Wirtschaftskrise 
gefährdet  
die Demokratie

„Das Gefährliche ist, dass den großen Parteien die Zeit 
 davonläuft. Die Entwicklung hin zu radikalen Kräften lässt  
sich immer schwieriger umkehren.“

Der Rückhalt in der Bevölkerung für die Ampelkoalition sinkt beständig.   
Die wirtschaftliche Krise durch hohe Energiepreise und steigende 
 Sozial abgaben gilt als hausgemacht. Weil die Bundesregierung nicht 
 gegensteuert, gerät die Demokratie ins Wanken.
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in Deutschland zeigen, dass auch die 
Deutschen die Kernenergie positiver 
sehen als früher. Korrigiert aber wird 
die falsche Politik trotzdem nicht. Das 
hat Folgen.

Gleichzeitig belohnt die Ampel 
mit dem Bürgergeld faktisch Arbeits­
losigkeit. Wer zur Arbeit geht, fühlt 
sich bestraft. Dazu kommt die hohe 
Steuer­ und Abgabenlast, die Unter­
nehmen wie Bürger gleichermaßen 
trifft. Sie wirkt abschreckend auch auf 
Fachkräfte im Ausland, deren Zuwan­
derung angeblich doch so dringend 
gewünscht ist. 

Ein „attraktiver Standort“ im 
Wortsinn ist die Bundesrepublik wei­
terhin für Armutsmigranten, die sich 
hier – was legitim ist – ein besseres Le­
ben erhoffen. Die Zahlen sind viel zu 
hoch, was nicht nur Überfremdungs­, 
sondern vor allem Abstiegsängste aus­
löst. Anti­Rechts­Demos auf den Stra­
ßen ändern daran nichts.

Die wichtigsten Akteure der Am­
pel­Regierung vermitteln nicht den 
Eindruck, als hätten sie wirklich be­
griffen, welche Gefahr für den gesell­
schaftlichen Zusammenhalt sich aus 
dieser Lage nun ergibt. Vor allem mit 
entschiedenen Grenzschutzmaßnah­
men, wie sie die Christdemokraten 
endlich angehen und auch in ihrem 

Grundsatzprogramm beschlossen 
haben, könnte sich die illegale Zu­
wanderung so reduzieren lassen, dass 
der Eindruck entsteht: die Politik 
bekommt das Problem wieder eini­
germaßen in den Griff. Doch solange 
Politiker wie SPD­Generalsekretär 
Kevin Kühnert auf Fragen wie: „Sind 
wir uns einig, dass es (bei Migration) 
eine Grenze der Aufnahmefähigkeit 
gibt?“ nur antworten: „Kein Mensch 
braucht allgemein­philosophische 
Diskussionen“, sind sie Wahlhelfer für 
Protestparteien.

Das Gefährliche ist, dass den gro­
ßen Parteien die Zeit davonläuft und 
sich die Entwicklung hin zu radikalen 
Kräften immer schwieriger umkehren 
lässt. So sind der bereits erwähnten 
KAS­Studie zufolge die Wähler der 
AfD „mit Abstand am unzufriedens­
ten mit der Demokratie und misstrau­
en mehrheitlich dem Bundestag und 
der Bundesregierung“. Und: Inzwi­
schen können schon 70 Prozent jener, 
die bei der AfD ihr Kreuz machen, 
sich nicht mehr vorstellen, eine andere 
Partei als die AfD zu wählen. 

Das Protestpotential verfestigt sich 
also. Von reinen Denkzettel­Wahlen 
kann dann keine Rede mehr sein. Das 
ist das Bedrohliche an dieser Krise für 
unsere politische Kultur. ◻

LASSEN.
SCHMECKEN
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B
esonders in den Kohleregio­
nen ist das Vertrauen in Maß 
und Mitte der Politik wegen 
des forcierten Kohleausstiegs 

derzeit erschüttert. Die Braunkoh­
lenreviere in Deutschland blicken auf 
über 100 Jahre Kohleförderung zu­
rück. Sie prägte die Landschaft und 
die Menschen. Bei Wind und Wet­
ter sind die Kohlekumpel draußen. 
Die harten Bedingungen schweißen 
zusammen. Man kennt den eigenen 
Anteil an der wirtschaftlichen Kraft 
des Landes. Die Arbeitsplätze sind zu 
Recht gut bezahlt. 

Wo der Bergbau endet, stellt das die 
Kultur einer ganzen Region infrage. 
Die ostdeutschen Reviere haben das 
in den 1990er Jahren auf traumatische 
Weise erlebt. Zehntausende wurden 

arbeitslos oder mussten die Heimat 
verlassen. Diese Erfahrung des freien 
Falls wirkt bis heute nach. 

Mit dem Niedergang der Kohlein­
dustrie begann zwar etwas Neues. 
Aus den Mondlandschaften der Ta­
gebaue entstanden Stück für Stück 
wunderbare Seenlandschaften. Wo 
einst Kohle gefördert wurde, treibt 
man heute Wassersport, geht auf 
Radtour und übernachtet im ökologi­
schen Feriendorf. Das gelang, weil der 
Staat Milliarden in die Sanierung der 
 geschundenen Landschaft investierte 
und Unternehmer mit Pioniergeist die 
Chancen ergriffen, Tourismusbetriebe 
gründeten, in Marketing investierten 
und Jobs schufen. 

Doch es ist die Industrie mit ihrer 
enormen Wertschöpfung je Beschäf­
tigtem, die den Wohlstand schafft, auf 
dessen Fundament dann die Dienst­
leistungsbranchen ihr Potential ent­
falten können. Volle Hotels und Aus­
flugschiffe sind Indikatoren für eine 
stabile Wirtschaft, aber sie schaffen sie 
nicht. Es braucht neue Fabriken, damit 
die Kohleregionen prosperieren. 

2018 entschied die Große Koali­
tion, dass Deutschland aus Klima­
schutzgründen aus der Förderung 
und Verstromung der Braunkohle 
aussteigt. Das rührte in den ostdeut­
schen Revieren wieder an das Trauma 
der 1990er. Doch diesmal sollten die 
Menschen in den Kohlerevieren den 
Wandel aktiv mitgestalten können 
statt ihn passiv zu erleiden. 

Der Bund setzte die Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und Be­
schäftigung“ ein, mit Vertretern von 
Bund, Ländern, Kohleindustrie, Ge­
werkschaften, Kommunen, Wissen­
schaft sowie Bürgern der Region. Es 
wurde hart um die Modalitäten gerun­
gen. Am Ende stand die Entscheidung: 
Der Ausstieg muss bis 2038 gelingen 
und für den Einstieg in Neues gibt es 
40 Milliarden Euro. Es ist ein Kom­
promiss zwischen dem wünschbaren 
schnellstmöglichen Ausstieg und ei­
nem für die Reviere stemmbaren Plan 
mit Perspektive. Erste Investitionen 
in Kitas und Schulen, Forschung und 
Entwicklung schufen Vertrauen. 

Seit der Bundestagswahl 2021 ist 
das Vertrauen dahin. Der neue Bun­
deswirtschaftsminister Robert Habeck 
von den Grünen will den Kohleaus­
stieg auf 2030 vorziehen. In Sachsen, 
Sachsen­Anhalt und Brandenburg, 
wo in diesem Herbst Landtagswahlen 

Wandel aktiv  
gestalten und die 

Menschen  
mitnehmen

Wirtschaft und Gesellschaft sind in stetigem Wandel.  
Wie gut die Politik Wandel  ermöglicht, wie gut sie das Gleichgewicht  

zwischen zu wenig und zu viel hält – darum geht es in diesem Superwahljahr. 

AKTUELL
Demokratie und Wirtschaft

Michael Kretschmer
Ministerpräsident  
des Freistaates Sachsen
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„Die Verunsicherungsunternehmer an den populistischen 
 Rändern bekommen Zulauf. Sie bieten keine Lösungen an, 
 sondern sagen zu allem Nein.“
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stattfinden, ist man höchst alarmiert. 
Zwar sind nur noch weniger als Zehn­
tausend Beschäftigte in der Kohle tätig. 
Jedoch hängt an diesen Jobs eine Men­
ge Kaufkraft. Ausstieg und Zukunft 
waren im Kohlekompromiss verknüpft. 
Habecks Kurs löst die Verbindung. Die 
Perspektive für die Region erscheint 
neben dem ambitionierten Klimaziel 
unwichtig. Und genau das empfinden 
die Menschen als ideologisch. 

Dieser Vertrauensbruch lässt sich 
nur langsam heilen. Der Bund muss 
endlich die Verkehrswege wie verein­
bart ausbauen, die Eisenbahnstrecken 
elektrifizieren – allein das braucht 
Jahre. Die neuen Forschungseinrich­
tungen, die wir auf den Weg gebracht 
haben, müssen Schritt für Schritt auf­ 
und ausgebaut werden. Darunter sind 
zwei neue Großforschungszentren 
und viele kleinere, die sich mit den 
verschiedensten Zukunftsthemen be­
fassen: autonomes Fahren und Flie­

gen, Bauen 4.0, Innovationen für die 
Glasindustrie oder industrielle Kreis­
laufwirtschaft. Aus der Forschung sol­
len Startups entstehen, die kleine und 
mittlere Unternehmen der Region mit 
Technologietransfer stärken und In­
vestoren aus der Industrie anlocken. 

Doch das ist noch Zukunftsmusik. 
Sie dringt derzeit kaum durch. Im Ge­
genteil: Das Vertrauen in die demo­
kratische Politik ist stark gesunken. 
Die Verunsicherungsunternehmer an 
den populistischen Rändern bekom­
men Zulauf. Ihre Ausländerfeind­
lichkeit wird zum Standortrisiko für 
Ostdeutschland, wo man wegen des 
Fachkräftemangels auf Zuwanderung 
angewiesen ist. Sie bieten keine Lö­
sungen an, sondern sagen zu allem 
Nein. Nein zur Demokratie, Nein zum 
Wandel, Nein zu Europa. 

Europa ist gerade für Sachsen ein 
großer Glücksfall. Der Freistaat hat 
bisher von Brüssel die enorme Summe 

von über 20 Milliarden Euro zur Ver­
fügung gestellt bekommen, um von 
Dorfentwicklung bis Städtebau, von 
der Weiterbildung bis zur Halbleiter­
forschung im ganzen Land Entwick­
lungsimpulse zu setzen. Zudem ist es 
ein Leichtes, mit anderen EU­Regi­
onen Allianzen zu bilden und so die 
Sichtbarkeit der Regionen in Brüssel 
zu erhöhen. Das ist wichtig, denn nur 
gemeinsam mit anderen Regionen 
wird es uns gelingen, den Struktur­
wandel zu meistern, ob bei der Koh­
le oder der Elektromobilität, bei der 
Stärkung der Halbleiterindustrie oder 
der Rettung der Solarindustrie. 

Es steht viel auf dem Spiel bei dieser 
Europawahl und nicht weniger bei den 
Kommunal­ und Landtagswahlen. Ich 
setze darauf, dass die Unternehmerin­
nen und Unternehmer, die ihre Kräfte 
im Wirtschaftsrat bündeln, eine hör­
bare Stimme der Vernunft sind und 
den Wandel klug gestalten. ◻
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Mit zeitgemäßer Gesundheitsversorgung stärken wir 
unsere Versicherten in jeder Phase ihres Lebens.

Wir machen euch stark.

barmer.de
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Der Staat  
muss sparen
Die Staatsfinanzen Deutschlands geraten aus dem Ruder. 
Öffentliche  Haushalte und Sozialkassen geben zu viel Geld aus 
und geraten durch die Wirtschaftskrise zusätzlich unter Druck. 
Neue Schulden und eine Lockerung der Schuldenbremse  
sind keine Lösung. Der Staat hat kein Einnahme problem, 
sondern ein Aus gaben problem. Ins besondere bei den Sozial-
ausgaben könnten Milliarden ein gespart werden, um 
 Spielräume für wachstumsfördernde Reformen zu schaffen.
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D
ie Staatsfinanzen geraten 
zunehmend unter Druck. 
Milliardenausgaben für die 
Pandemie, den Krieg in der 

Ukraine und steigende Zinsausgaben: 
Das sind nur drei große Ausgabenpos­
ten, die die Tragfähigkeit der öffentli­
chen Finanzen auf die Probe stellen. 
Zugleich stehen drei Großprojekte 
zur Transformation von Wirtschaft 
und Gesellschaft auf der Agenda: Die 
Digitalisierung, die Dekarbonisie­
rung der Wirtschaft und die Alterung 
der Gesellschaft. All dies kostet sehr 
viel Geld. Der Staat, seine Gläubiger 
und die Steuerzahler werden in den 
kommenden Jahren und Jahrzehnten 
große Kapitalmengen mobilisieren 
müssen, um die Herausforderungen 
bewältigen zu können. 

Vor einem langfristigen Anstieg 
der Staatsverschuldung warnt unter­
dessen auch das Bundesfinanzminis­
terium. Eine fortschreitende Alterung 
der Gesellschaft – gepaart mit einer 
anhaltenden konjunkturellen Schwä­
che – könnte die gesamtstaatliche Ver­
schuldung bis 2070 im ungünstigsten 
Fall auf bis zu 345 Prozent in die Höhe 

treiben, heißt es im aktuellen Tragfä­
higkeitsbericht des Ministeriums. Das 
laufende Haushaltsdefizit des Bundes 
könnte in diesem Szenario auf nahe­
zu sieben Prozent anwachsen. Das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom November 2023 zur Schulden­
bremse hat der Schuldenpolitik von 
Bund und Ländern unterdessen einen 
Riegel vorgeschoben. Die Verschie­
bung von 60  Milliarden Euro nicht 
benötigter Mittel zur Bewältigung 
der Corona­Krise in den Klima­ und 
Transformationsfonds erwies sich als 
verfassungswidrig. „Diese Klärung 
bedeutet, dass die Schuldenbremse 
deutlich enger auszulegen ist, als es 
gängige Praxis war und dass keine 
Kreditermächtigungen in Sonderver­
mögen für die Jahre im Anschluss an 
eine Notlage genutzt werden können“, 
bilanziert der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaft­
lichen Entwicklung. 

Der Wirtschaftsrat zeigt sich er­
freut über die Klärung durch das 
höchste Gericht: „Zu Rrecht haben die 
obersten Richter diese Umgehung der 
Schuldenbremse durch eine Flucht in 

Schattenhaushalte abgelehnt“, sagt Ge­
neralsekretär Wolfgang Steiger. „Die 
Bundesregierung muss ihre Ausgaben 
durch die laufenden Einnahmen de­
cken und dazu Priorisierungen vor­
nehmen.“ Anders ausgedrückt: Sofern 
diese oder kommende Regierungen 
nicht jedes Jahr immer neue Notlagen 
für die öffentlichen Haushalte ausrufen 
oder sich in immer neue Sonderfonds 
flüchten wollen, muss sich die Politik 
überlegen, wie man auf haushälterisch 
solidem Wege an Geld kommt – oder 
noch besser: an anderer Stelle weniger 
ausgibt. „Solide  Haushaltspolitik ist 
ein Gebot der Generationengerechtig­
keit“, betont Generalsekretär Steiger. 
„Keinesfalls darf die Bundesregierung 
die Schuldenbremse durch die Flucht 
in Schattenhaushalte außer Kraft set­
zen.“ Ein Aufweichen der Schulden­
bremse kommt für den Wirtschaftsrat 
nicht in Betracht. 

Die Schuldenbremse hält  
die Politik im Zaum
„Persönlich betrachte ich die Schul­
denbremse als Segen. Hätten wir sie 
nicht, brächen die Dämme“, sagt auch 

TITEL
Schuldenbremse

Text:  Peter Hahne
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der Freiburger Finanzwissenschaftler 
Bernd Raffelhüschen. Generalsekre­
tär Steiger betont die grundlegende 
Bedeutung der Schuldenbremse als 

Anker einer regel­ und stabilitäts­
orientierten Fiskalpolitik: „Sieben 
Jahre mit ausgeglichenen Haushalten 
bis zur Corona­Krise zeigen die Wirk­

samkeit der Schuldenbremse. Statt 
neue Schulden aufzunehmen ist die 
Bundesregierung gefordert, endlich 
ihre Projekte zu priorisieren und an 

Wir helfen Unternehmen.
Je früher Sie sich an uns wenden, desto mehr können wir für Sie tun! Rufen Sie uns an: +49 89 7432975-0.
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anderen Stellen Kosten einzusparen.“ 
Die Zinsausgaben haben sich zwi­
schen 2021 und 2023 ohnehin schon 
auf 40 Milliarden Euro erhöht. Unter­
stützung bekommt der Wirtschaftsrat 
aus der Wissenschaft. Lars P. Feld, 
selbst viele Jahre Mitglied der Wirt­
schaftsweisen, erinnert im ifo Schnell­
dienst daran, dass die Einführung der 
Schuldenbremse den Finanzmärkten 
signalisieren sollte, dass Deutsch­

land nach dem deutlichen Anstieg 
der Staatsschuldenquote im Zuge der 
Finanzkrise zu einer soliden Finanz­
politik zurückkehren werde, um auf 
diesem Wege günstige Refinizierungs­
bedingungen für den deutschen Staat 
zu ermöglichen. „Die Auswirkun­
gen der Schuldenbremse sind bisher 
nicht hinreichend belegt“, schränkt 
Feld zwar aus Sicht der Wissenschaft 
ein. Schließlich spielen auch andere 

Faktoren wie sinkende Zinsausgaben, 
ein starkes Wirtschaftswachstum und 
sprudelnde Steuereinnahmen eine 
Rolle. Aber der Rückgang der Staats­
schuldenquote von 2010 bis 2019 
deutet durchaus darauf hin, dass die 
Schuldenbremse wie beabsichtigt wir­
ke. „Ein Rückgang der Staatsschulden­
quote um mehr als 20 Prozentpunkte 
ist ein starkes Indiz“, betont der Öko­
nom. „Besonders in wirtschaftlich 
angespannten Zeiten müssen wir zu 
einer soliden Haushaltspolitik zu­
rückkehren“, fordert deshalb General­
sekretär Steiger. 

Eine Reform der Schuldenbremse 
ginge sicher mit einer  
Aufweichung einher 
Auch ifo­Präsident Clemens Fuest 
und der Finanzwissenschaftler Niklas 
Potrafke von der LMU München ma­
chen sich für eine Beibehaltung der 
Schuldenbremse stark. „Die deutsche 
Schuldenbremse zwingt die Politik, 
Prioritäten zu setzen. Gleichzeitig lässt 
sie dem Staat hinreichend Spielraum 
für Verschuldung, die wirtschaftlich 
sinnvoll sein kann“, bilanzieren die 
Ökonomen in ihrem „Plädoyer für 
die Erhaltung der Schuldenbremse“. 
„Das Hauptproblem einer Reform der LOTTO hilft Hessen
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pro Jahr für die Kultur.

lotto-hessen.de
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Die wenigsten der 27 EU-Länder halten sich an die Maastricht-Kriterien in Prozent des BIP
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Schuldenbremse in Richtung einer 
stärkeren Berücksichtigung der Struk­
tur der öffentlichen Ausgaben besteht 
darin, dass der damit verbundene 
politische Prozess mit hoher Wahr­
scheinlichkeit zu einer Aufweichung 
der Verschuldungsgrenze führen 
könnte.“ Fuest und Potrafke weisen 
auf die ökonomischen Vorteile von 
weltweit rund 100 Ländern mit Schul­
denregeln gegenüber Ländern ohne 
fiskalpolitische Regeln hin. Ihr Wirt­
schaftswachstum liegt im Schnitt rund 
einen halben Prozentpunkt höher, das 
Bruttoinlandsprodukt fällt langfris­
tig sogar um 15 Prozent größer aus. 
Die Risikoprämien für Staatsanleihen 
liegen zugleich um rund 1,5 Prozent­
punkte niedriger. Anders ausgedrückt: 
Fiskalregeln sorgen für eine effiziente­
re Verteilung der öffentlichen Mittel. 
„Wenn die Politik Haushaltsdefizite, 
Verschuldungsquoten sowie Risiko­
prämien auf Staatsanleihen begrenzen 
und das Wirtschaftswachstum stärken 

möchte, sollte sie an einer wirksamen 
Verschuldungsregel festhalten“, bilan­
zieren die Ökonomen. 

Keine neuen Schulden nötig
„Deutschland muss eigentlich gar kei­
ne Schulden aufnehmen, denn unser 
Land hat mit seinen Rekordsteuerein­

nahmen von 916 Milliarden Euro ganz 
klar kein Einnahmenproblem, son­
dern ein Ausgabenproblem“, betont 
Generalsekretär Steiger. Lag der An­
teil des Staates am Bruttoinlandspro­
dukt vor zehn Jahren noch bei etwa 45 
Prozent, so sind mittlerweile rund 50 
Prozent erreicht. Dabei gilt nach Auf­

LOTTO hilft Hessen

Mit mehr als 33 Mio. €
pro Jahr für die Kultur.

lotto-hessen.de
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fassung des Wirtschaftsrates weiterhin 
das alte Helmut­Kohl­Diktum: „Bei 
einer Staatsquote von 50 Prozent be­
ginnt der Sozialismus.“ 

Gleichzeitig bedeutet eine Verrin­
gerung der Staatsquote um fünf 
Prozentpunkte, dass jedes Jahr 175 
Milliarden Euro weniger durch den 
Staat bewegt werden und damit mehr 
Raum für privatwirtschaftliche Initi­
ative bliebe. „Die wahren Ursachen 
der Finanzprobleme dieser Bundes­
regierung heißen Bürgergeldeinfüh­
rung, Bürgergelderhöhung und Ein­

führung der Kindergrundsicherung“, 
sagt Astrid Hamker. Die Präsidentin 
des Wirtschaftsrates fordert, diese 
„Sozial geschenke“ zurückzunehmen. 
Laut Einzelplan 11 des Bundeshaus­
halts belaufen sich die Ausgaben für 
Arbeit und Soziales in diesem Jahr 
auf knapp 172 Milliarden Euro und 
damit mehr als ein Drittel des Gesam­
tetats. Das sind rund fünf Milliarden 
Euro mehr als 2023, obgleich die Ein­
nahmen um fast drei Milliarden Euro 
niedriger ausfallen. Der Löwenanteil 
der Ausgaben entfällt auf die Renten­

versicherung und die Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung. 
Im Etatentwurf sind dafür knapp 
127 Milliarden Euro vorgesehen. Die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende 
einschließlich Unterhalt und Hei­
zung kostet den Bund in diesem Jahr 
rund 53 Milliarden. Hinzu kommen 
schließlich etwa 24 Milliarden Euro 
für das Bürgergeld. So erhalten Allein­
stehende seit Anfang dieses Jahres 563 
Euro statt 502 Euro pro Monat. 

„Ganz konkret fordern wir das 
Aussetzen der Anhebung des Bür­
gergeldes um zwölf Prozent und die 
Überprüfung der Arbeitsbereitschaft 
der erwerbsfähigen Bürgergeldemp­
fänger durch gemeinnützige Tätig­
keiten“, erklärt der Wirtschaftsrat. 
„Allein hier wären zehn bis zwölf 
Milliarden zu holen“, sagt Wolfgang 
Steiger. Eine Mehrheit der Deutschen 
rechnet laut einer Forsa­Umfrage bei 
höheren Regelsätzen mit weniger 
Anreizen, eine reguläre Arbeit aufzu­
nehmen. „Es fehlt der Rückhalt aus 
der Bevölkerung für solch ein Sozial­
system, mahnt CDA­Chef Karl­ Josef 
Laumann. Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) bewertet den 
Tragfähigkeitsbericht seines Ministe­
riums als Warnsignal, als „Appell an 
die Politik, Strukturreformen in allen 
relevanten Politikbereichen anzusto­

Die Schuldenbremse zeigt Wirkung in Prozent des BIP

Die Staatsverschuldung in Deutschland nimmt seit Einführung der Schuldenbremse im Jahr 2011 bis die Pandemie zur Schulden-
aufnahme zwingt kontinuierlich ab.
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ßen.“ Renten­, Kranken­ und Pflege­
versicherung seien „in ihrer jetzigen 
Form langfristig nicht finanzierbar.

Ein Verzicht auf die Kindergrund­
sicherung brächte weitere zehn Milli­
arden Euro, rechnet der Wirtschaftsrat 
vor. Hohes Sparpotenzial böte auch 
eine – politisch zugegebenermaßen 
schwierige – Rücknahme milliarden­
schwerer Rentengeschenke. Allein 
Grund­ und Mütterrente schlagen 
jährlich mit rund 20 Milliarden Euro 
zu Buche, weitere Milliarden ver­
schlingt die „Rente mit 63“. Der Bund 
der Steuerzahler (BdSt) sieht zusätz­
liche Einsparpotenziale durch einen 
Einstellungsstopp in der Bundesver­
waltung und den Stopp von Baupro­
jekten in der Hauptstadt. „Die Bun­
desregierung erstickt an der eigenen 
Bürokratie“, kritisiert BdSt­Präsident 
Rainer Holznagel. „Hier lassen sich 
Milliarden einsparen.“ Kurzum: Mil­
liardenschwere Einsparungen wären 
möglich, wenn der politische Wille 
vorhanden wäre. „Der wirtschaftliche 

Abschwung ist so dramatisch, dass 
nun alle Weichen auf Wachstum ge­
stellt werden müssen“, fordert Wolf­
gang Steiger. Dazu zählt vor allem auch 

eine Unternehmenssteuerreform, die 
die Belastung für die Wirtschaft zu­
mindest auf den OECD­Durchschnitt 
zurückführt. ◻

v

pne-ag.com

Klimaneutral bis 2045 - Jetzt ist die Zeit, konsequent zu handeln!

IHR STARKER VERBÜNDETER 
FÜR DEN KLIMASCHUTZ

Sozialleistungsquote in Deutschland in Prozent des BIP
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Bisher ist es nicht gelungen, Bürokratie  
nachhaltig abzubauen. Das hat Gründe,  
die kulturell und  mental bedingt sind.  
Welche Reformansätze helfen können.

Reformstau 
überwinden 

W
ir erleben seit Jahren das Phänomen, dass Politiker 
in Bund und Ländern erklären, Bürokratie abbau­
en zu wollen. Tatsächlich hat es bisher hierzulande 
kaum Fortschritte gegeben. Gleichzeitig hat es die 

 Bundesregierung von Anfang an versäumt, auf den Regulierungs­
drang der EU einzuwirken. Knapp 60 Prozent der Bürokratie­
belastung der Wirtschaft gehen auf EU­Richtlinien zurück, 
zusammen mit EU­Verordnungen dürfte die EU für 70 bis 80 
Prozent der Bürokratie für die Wirtschaft ursächlich sein. Hin­
zu kommt der Verwaltungsvollzug als solcher: Land und Kom­
munen vollziehen 80 Prozent des Bundes­ und EU­Rechts. An­
gesichts des Rückstands in der Verwaltungsmodernisierung und 
­digitalisierung in Deutschland führt dies zu einer wesentlich 
höheren  Belastung der Wirtschaft als in anderen EU­ Ländern. 

Die Ursachen der  Überbürokratisierung gehen tief
Bürokratie ist eigentlich eine Errungenschaft und ein Mar­
kenkern des Rechtsstaats. Sie bedeutet, dass der Staat seine 
Macht nur nach bestimmten Regeln ausüben darf, die demo­
kratisch legitimierte Entscheidungsträger nach feststehenden 
 Ver fahrensvorschriften erlassen haben. Das Gegenteil sind der 
Willkürstaat und die  Diktatur. Unser Staat hat bei der Bürokratie 
jedoch derart  überzogen, dass der positive Duktus ins Negative 
gekippt ist. Wenn von Bürokratieabbau die Rede ist, betrifft dies 
also nur un nötige Bürokratie. 

Ein Bündel von Ursachen ist verantwortlich für die Über­
bürokratisierung in Deutschland: Das Misstrauen gegenüber 
 Unternehmen und Bürgern sowie der öffentlichen Verwaltung, 
der Perfektionsdrang und der Wunsch nach Einzelfallgerech­
tigkeit, das Sicherheitsdenken in der Verwaltung, die fehlende 
Praxisnähe von  Politik und Verwaltung, die unzureichende Di­
gitalisierung, die Kom plexität der Regelungsbereiche, die Abwäl­
zung staatlicher Aufgaben auf die Wirtschaft, Symbolpolitik und 
politische Profilierung, und zu guterletzt die fehlende politische 
Priorisierung, unnötige Vorschriften abzuschaffen.

AKTUELL
Bürokratieabbau

Fo
to

: 
A

do
be

S
to

ck
©

rd
nz

l



191/2 2024 TREND

AKTUELL
Bürokratieabbau

Diese Ursachen – besonders das 
Misstrauen des Staates gegenüber Un­
ternehmen, der Perfektionsdrang und 
der Wunsch nach Einzelfallgerechtig­
keit – haben kulturelle und mentale 
Gründe. Diese lassen sich nicht ohne 
Weiteres überwinden. 

Verwaltungsbeschäftigte gehen 
etwa davon aus, dass Unternehmen 
die Vielzahl der Vorschriften nicht 
mehr verarbeiten können und unter­
stellen, dass sie sie nicht einhalten. 
Das führt zu Misstrauen, das For­
malismus weiter begünstigt. Auf­
grund der Überregulierung und des 
Personalmangels ist die öffentliche 
Verwaltung nicht mehr in der Lage, 
die Einhaltung von Gesetzen zu kon­
trollieren. Daher wälzt sie Kontroll­
aufgaben in Form von Dokumentati­
onspflichten auf die  Unternehmen ab. 
Die regulierungsbedingte Überforde­
rung der Verwaltung führt zur Ver­
unsicherung. Dies ist eine wesentliche 
Ursache der  „Gutachteritis“. Geneh­

migungsverfahren werden so unnötig 
verlängert, verteuert und durch über­
zogene Partizipationsregelungen auf 
eine Verfahrensregulatorik fokussiert. 
Es gerät aus dem Blick, worum es 
eigentlich geht. Mit einer Baugeneh­
migung für einen Betrieb entstehen 
etwa neue Arbeitsplätze, Wertschöp­
fung und Investitionen in die Zukunft 
des Landes. 

Die Lösung kann nur in einer ra­
dikalen Umkehr bestehen. Der Staat 
muss sich zurücknehmen, den Per­
sonalaufbau in den Ministerien zu­
rückführen und auch Aufgaben be­
enden. Dazu gehört eine drastische 
Reduzierung von Förderprogrammen. 
Subventionen gehören nicht zum 
Werkzeugkasten der Sozialen Markt­
wirtschaft, sondern die Gestaltung 
von Rahmenbedingungen etwa qua­
lifizierten Bildungsangeboten, dem 
Ausbau der Netze oder einer wett­
bewerbssichernden Begrenzung der 
Besteuerung. 

Bisherige Lösungsansätze 
greifen zu kurz 
Die politische Debatte erschöpft sich 
in der Regel darin, die Fehlentwick­
lung zu analysieren und zu beklagen. 
Wenn mit konkreten Maßnahmen ge­
gengesteuert werden soll, wird zu kurz 
gesprungen. Unnötige Bürokratie wird 
in Deutschland bislang flickschus­
terhaft und nur an den Symptomen 
bekämpft. Die Bürokratieentlastungs­
gesetze I bis III wie auch der aktuelle 
vierte Entwurf sind anerkennenswert, 

Marktforschung zur niedergelassenen Medizin: deutschlandweit, regional oder auf 
einen einzelnen Praxisstandort bezogen. Wir erheben wirtschaftliche Daten zu allen 
medi zinischen Fachgruppen – und stellen sie als Tools oder Studie der Ärzteberatung, 
Arzneimittelindustrie, Medizintechnik, Politik und Verbänden zur Verfügung. 
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„Bürokratieabbau setzt  
Kulturwandel voraus.“

Dr. Gisela Meister- 
Scheufelen 
Dozentin und Autorin,  
Vorsitzende des 
Normenkontroll rats  
Baden-Württemberg a.D. 
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kurieren aber nicht die Ursachen. Der 
Patient wird nicht gesund, er fühlt sich 
nur ein wenig besser. 

Auch mit dem im Vereinigten 
 Königreich 2010 und in Deutschland 
2015 eingeführten One­in­One­out­
Prinzip, wonach die Bürokratiebe­
lastung neuer Vorschriften durch das 
Streichen gleichbelastender Vorschrif­
ten ausgeglichen wird, wurden nur 
Teilerfolge erzielt. Der einzige syste­
mische Lösungsansatz für Bürokratie­
abbau ist die gesetzliche Verankerung 
des Nationalen Normenkontrollrates, 
einem unabhängigen Beratungsgre­
mium – aber eben auch nur beratend. 

Die Soziale Marktwirtschaft besteht 
in einem auf Freiheit und Verantwor­
tung sowie auf Subsidiarität und So­
lidarität beruhenden Gesellschafts­
modell. Eine nachhaltige Lösung der 
Überbürokratisierung muss sich an 
den Grundwerten der Sozialen Markt­
wirtschaft orientieren, also durch Re­
gulierung als Ordnungsprinzip und 
nicht als Ausdruck von Misstrauen 
des Staates gegenüber Wirtschaft und 
Bürgern. 

Regulierung ist als Leitplanke einer 
freiheitlichen Gesellschaft zu verste­
hen, ohne das Versprechen von Einzel­
fallgerechtigkeit, das sich mit einer zu 
hohen Regelungsdichte erkaufen lässt. 
Es gibt viele Vorschriften und Behör­

denanforderungen, die diese Grundre­
geln missachten. Diese gilt es zu iden­
tifizieren und bei künftigem wie auch 
geltendem Recht zu überwinden. 

Die Sorge, wichtige klima­ und 
sozialpolitische Ziele so nicht errei­
chen zu können, ist unbegründet. 
Im Gegenteil: Wenn die Politik ihre 
 Steuerungskraft zurückgewinnt und 
die Verwaltung ihre Leistungsfähig­
keit, können die großen politischen 
Auf gaben dieser Zeit eher gelöst 
 werden. 

Reformempfehlungen 
Mithilfe von better regulation, also 
einfachen, praktikablen, verständ­
lichen, evaluierbaren und aufwen­
dungsarmen Gesetzen, gewinnt die 
Politik auf Bundes­ und Landesebe­
ne Vertrauen der Normadressaten 
zurück. Dies ist die Voraussetzung, 
um die Demokratie zu stabilisieren 
und die politische Steuerungskraft zu 
 stärken. 

Die CDU/CSU­Bundestagsfrakti­
on hat einen bemerkenswerten An­
trag (BT­Drs. 20/8856) mit Struktur­
vorschlägen zum Bürokratieabbau 
gestellt. Es geht darum, wie es gelin­
gen kann, Bürokratie nachhaltig zu 
vermeiden und abzubauen, indem 
die Politik dies auf Regierungsseite 
zur Chefsache macht und auch der 

Deutsche Bundestag als Gesetzgeber 
dies zur Regelaufgabe erklärt und ins­
titutionalisiert. Dazu sollte ein Bun­
destagsausschuss „Bürokratieabbau 
und Gesetzesevaluierung“ ein gerichtet 
werden. Eine der Querschnittsaufga­
ben bestünde darin, die Entwürfe von 
EU­Recht auf ihre Praktikabilität und 
Bürokratievermeidung zu prüfen und 
Stellung dazu zu nehmen. 

Bürokratieabbau kann nur gelin­
gen, wenn er faktenbasiert erfolgt und 
mit einem konkreten quantitativen 
Maßstab politikfähig gemacht wird, 
an dem sowohl die Belastungen durch 
Bürokratie als auch ihre Veränderun­
gen als empirisch nachgewiesener 
Bestandteil unternehmerischen Han­
delns erkennbar wird. 

Eine solche Bürokratiekostenquote 
sollte vom Statistischen Bundesamt 
als neutraler und objektiver Stelle er­
hoben und veröffentlicht werden. Um 
den Statistikaufwand möglichst gering 
zu halten, sollte die Bürokratiekosten­
quote im Rahmen bereits etablierter 
freiwilliger Umfragen bei Unterneh­
men ermittelt werden. 

Ebenso wie 2006 sollte die Bun­
desregierung ein konkretes Bürokra­
tieabbauziel für die Wirtschaft von 
mindestens 25 Prozent beschließen. 
Nur mit politisch verabredeten Ziel­
vorgaben lassen sich bei krisenhaf­
ten Fehlentwicklungen Verbesse­
rungen erreichen. Dies gilt für die 
Bekämpfung des Klimawandels, die 
Bildungs­ und Arbeitsmarktpolitik 
und auch für die Überwindung der 
Überbüro kratisierung. Ist die Ziel­
vorgabe erreicht, empfiehlt es sich, die 
Entlastung als eine gesetzliche Selbst­
verpflichtung des Bundestages und 
der Landtage fortzuführen und in je­
der Legislaturperiode mindestens ein 
Büro kratieentlastungsgesetz zu erlas­
sen, das mit konkreten Zielvorgaben 
unterlegt ist. 

Bis heute sind Anforderungen 
an better regulation kein Teil der 
 Ausbildung von Juristen. Wenn 
 Absolventen in den Ministeri­
en  Gesetzestexte entwerfen sollen, 
machen sie dies ohne Vorbildung. 
Rechtsetzungslehre sollte deshalb 
fester Bestandteil eines Jura studiums 
werden. ◻

AKTUELL
Bürokratieabbau
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M
it Gesetzlicher und Privater 
Krankenversicherung gibt  
es im deutschen Gesund-
heitswesen zwei unter-

schiedliche Finanzierungssysteme. 
Gleichwohl tragen diese beiden Säulen 
ein Versorgungssystem für alle. Die 
Dualität aus zwei Versicherungsarten 
sorgt dafür, dass die medizinische Ver-
sorgung für alle besser ist als in einem 
Einheitssystem.

Das liegt daran, dass es für die Be-
handlung von Privatpatienten weniger 
Beschränkungen und Budgetgrenzen 
sowie häufig höhere Honorare gibt als 
für dieselben Leistungen bei Kassen-
patienten. So finanzieren Privatver - 
sicherte das Gesundheitssystem über-
proportional mit. Denn die zusätz-
lichen Einnahmen können Arztpraxen 
in mehr Personal und moderne Be-
handlungsmethoden investieren. Das 
kommt wiederum auch den gesetzlich 
Versicherten zugute. 

10 Prozent Versicherte sorgen für 
20 Prozent Umsatz
Dieser Mehrumsatz liegt pro Jahr bei 
12,33 Milliarden Euro, wie das Wissen-
schaftliche Institut der PKV (WIP) auf 
der Datenbasis von 2022 berechnet 

hat. Das sind rund 650 Millionen Euro 
mehr als im Jahr davor. Der größte Teil 
des Mehrumsatzes (6,95 Milliarden 
Euro) kommt der ambulanten Ver-
sorgung zugute: Die Mehreinnahmen 
je Arztpraxis lagen durchschnittlich 
bei über 63.000 Euro pro Jahr. Die Be-
deutung der Privatversicherten zeigt 
sich auch darin, dass sie mit einem 
Versichertenanteil von 10,3  Pro-
zent insgesamt 20,4 Prozent zu den 
Gesamteinnahmen der Arztpraxen 
beitragen. 

Der Vorsitzende der Bundesärzte-
kammer, Dr. Klaus Reinhardt, weiß 
den Vorteil dieses Mehrumsatzes zu 
würdi gen: „Die PKV bringt für Praxen 
einen höheren Deckungsbeitrag pro 
Versicherten als die GKV und trägt 
damit zu einer guten Versorgung 
bei, von der auch gesetzlich Ver-
sicherte profitieren“, sagte Reinhardt 
dem Handelsblatt im Mai 2023. Und 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
kommentierte im März 2024: „Die 
jüngsten Zahlen zeigen, wie stabil, zu-
kunftsfest und unentbehrlich die PKV 
für das Gesundheitswesen ist. Sie dient 
auch den gesetzlich Versicherten und 
ist sozialer als ihr Ruf.“ 

Arztpraxen auf dem Land profitieren 
besonders
Darüber hinaus hat der PKV-Mehr-
umsatz noch einen weiteren Vorzug: 
Die zusätzlichen Einnahmen kommen
vor allem Ärztinnen und Ärzten auf 
dem Lande zu Gute. Das liegt daran, 
dass Privatversicherte in ländlichen 

Regionen meist älter sind und damit 
häufiger behandelt werden. Zudem 
sind in größeren Städten die Mieten, 
Gehälter und anderen Kosten für die 
einzelnen Arztpraxen höher. Diesen 
Effekt hat der Verband der Privaten 
Krankenversicherung mit konkreten 
Regionaldaten bereits für neun Bun-
desländer nachweisen können. Privat-
versicherte stärken die medizinische 
Versorgung also nicht nur allgemein, 
sondern insbesondere dort, wo sie 
besonders benötigt wird. Eine Win-
Win-Situation für unser Gesundheits-
system. Mehr zum Thema finden Sie 
unter www.pkv.de. n

Quelle: Wissenschaftliches Institut 
der PKV (WIP) 2024

Durch die Behandlung von Privatpatienten stehen dem Gesundheitssystem jährlich 
12 Milliarden Euro zusätzlich zur Verfügung. Das fördert Investitionen und Innovationen 
im Gesundheitssystem und stärkt die Versorgung für alle. 
Ein Advertorial des PKV-Verbands

Mehreinnahmen durch Privatversicherte   
(je Sektor) 2022

Eine Win-Win-Situation für  
unser Gesundheitssystem

– Anzeige – 

2,78 Mrd. €  
Zahnmedizin

6,95 Mrd. €
ambulant-ärztliche Versorgung

0,98 Mrd. €  
Heilmittel

1,62 Mrd. €  
Sonstiges
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12,33
Mrd. €

insgesamt

63.121 Euro  
erzielt jede Arztpraxis durchschnittlich  
mehr pro Jahr mit Privatversicherten
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Bundesfinanzminister Christian Lindner beschrieb die anhaltende Energiekri-
se in Deutschland als einen „Krieg um Wohlstand und Freiheit“. Die Auswir-
kungen auf die deutsche und europäische Wirtschaft sind tiefgreifend. Der 
 russische Angriffskrieg auf die Ukraine hat Strom massiv verteuert, die 
Energiewende und die Abschaltung der Kernkraftwerke tut ein übriges. 
Laut einer Erhebung des Statistischen Bundesamtes zahlten Verbraucher 
in Deutschland im Jahr 2023 die dritthöchsten Strompreise in der Euro-
päischen Union (EU). 2023 war das Jahr mit den höchsten Energiepreisen 
für  Unternehmen in den letzten zehn Jahren (BdEW). Die Folge: Viele Un-
ternehmen verlagern ihre Produktionsstätten ins Ausland oder erwägen dies.

Der Ausstieg aus der Kernenergie wird von vielen Experten als Fehler kritisiert, 
da Deutschland nicht nur über die sichersten Kernkraftwerke der Welt verfügte, 
sondern der auch mit konventioneller Energieerzeugung seine Klimaziele nicht einhalten 
kann. Dies führt dazu, dass trotz steigenden Bedarfs für Mobilität und Wärme Strom knapp wird und 
die Abhängigkeit von anderen Energiequellen und -lieferanten weiter zunimmt. Angesichts dieser Entwicklungen rückt der 
Ausbau erneuerbarer Energien immer stärker in den Fokus. Doch ist der Fortschritt ausreichend, um unseren Indust-
riestandort sicher mit bezahlbarem Strom zu versorgen?

ENERGIE- UND UMWELTPOLITIK
TREND-Grafik

Text und Grafiken:  Ahmet Mohamad

Die Energiewende treibt 
die Deindustrialisierung

Wettbewerbsfähigkeit leidet massiv in Prozent

Die Energiewende und die daraus resultierenden höheren Strompreise hat die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen spürbar 
 be ein trächtigt. Fast alle Wirtschaftszweige zeigen einen negativen Trend, Handel und Industrie sind besonders betroffen.
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Entwicklung des Industriestrompreises im internationalen Vergleich in Euro cent / kwh

Der Strompreis für Gewerbekunden ist in Deutschland in den zwei Jahren massiv gestiegen. Er zählt damit zu den höchsten weltweit. 
Weniger als halb so viel kostet der Strom für Unternehmen in den USA. 
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Netzentgelt, Vertrieb

   Offshore-Netzumlage

   §19 StromNEV-Umlage

   KWKG-Umlage

   Konzessionsabgabe

   Stromsteuer

91,56 %

3,72

2,27 1,56 0,62
0,28

So setzt sich der Industriestrompreis zusammen in Prozent

Bei einem durchschnittlichen Industriekunden mit einem 
 Jahresverbrauch von bis zu 20.000.000 Kilowattstunden 
 bestimmen diese Komponenten den Strompreis. Die Off shore-
Netzumlage ist ein großer Brocken – Tendenz steigend.

Die Industrieproduktion wandert ins Ausland ab in Prozent

Beinahe ein Drittel der Industrieunternehmen plant angesichts 
der energiepolitischen Rahmenbedingungen Kapa zi tätsverlage-
rungen oder Produktionseinschränkungen – dies ist eine 
 Ver doppelung gegenüber dem Vorjahr.

5,2 %

10,5 %
16,0 %

   geplante  
Maßnahmen

   bereits  
laufende  
Maßnahmen

   bereits  
realisierte  
Maßnahmen

Eine Verlagerung von Kapaziäten ins Ausland erwägen 32 %  
aller Industrieunternehmen, davon sind:

Erneuerbare decken erstmals mehr als die Hälfte des Verbrauchs in Millarden Kilowattstunden / in Prozent

2023 stieg der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch erstmals auf 51,8 Prozent. Den größten Anteil dazu 
 lieferte die Windenergie, gefolgt von der Biomasse und Photovoltaik.

* inkl. feste und flüssige Biomasse, Biogas, Biomethan, Deponiegas, Klärgas, Klärschlamm sowie dem biogenen Anteil des Abfalls

   Wasserkraft         Biomasse*         Windenergie         Photovoltaik        Anteil EE am  Bruttostromverbrauch
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M
it dem Green Deal haben 
wir die Bereiche Energie, 
Klima und Wirtschaft mit­
einander verknüpft. Unser 

Klimaplan ist nun auch unser Wachs­
tumsplan. Es ist klar, dass Klima­ und 
Umweltrisiken angegangen werden 
müssen, um die langfristige Wett­
bewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu 

Wopke Hoekstra
EU-Kommissar für Klimaschutz
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gewährleisten. Denken Sie an Unter­
nehmen, die sich nach Klimaschäden 
nur schwer erholen können, oder an 
Wasserknappheiten, die die Produk­
tion beeinträchtigen. 

Die Flutkatastrophe 2021 in Nord­
rhein­Westfalen, Rheinland­Pfalz, Ba­
den­Württemberg, Bayern und Sach­
sen verursachte allein in Deutschland 
Schäden in Höhe von 33 Milliarden 
Euro. Es war die teuerste Naturkata­
strophe in Europa seit langem. Jeder 
Euro, der für das Klimarisiko­Ma­
nagement ausgegeben wird, spart 
zwischen fünf und neun Euro in der 
Zukunft.

Unsere Widerstandsfähigkeit ge­
genüber dem Klimawandel ist für die 
europäische Wirtschaft von entschei­

dender Bedeutung. Aber der grüne 
Wandel bietet auch große Chancen für 
unsere Unternehmen, Verbraucher, 
Investoren, Innovatoren und unsere 
gesamte Wirtschaft. Europa setzt auf 
eine Mischung von Maßnahmen: Zum 
einen werden wir die Emissionen sen­
ken und zum anderen Erfolge für die 
europäische Industrie und die Bürger 
ermöglichen. 

Die erste Schlüsselinitiative  
im Green Deal
Das europäische Klimagesetz war 
die erste Schlüsselinitiative im Rah­
men des europäischen Green Deals. 
Es schafft die rechtlich verbindliche 
Grundlage für einen grünen Über­

gang, der an eine starke und stabile 
Wirtschaft und eine wettbewerbsfä­
hige Industrie gekoppelt ist, die zu­
kunftssichere Arbeitsplätze in Europa 
schafft. Für unsere Wirtschaft ist es 
wichtig, dass die Unternehmen wis­
sen, wohin die Reise geht. Und genau 
das bietet unsere Gesetzgebung im 
Rahmen des EU­Klimaschutzpakets 
„Fit For 55“. 

Auf EU­Ebene haben wir uns aber 
nicht nur langfristige Ziele gesetzt. Die 
EU hat auch ein umfassendes Paket 
politischer Initiativen vorgelegt, die 
die Dekarbonisierung unterstützen 
und gleichzeitig die Wettbewerb s­
fähigkeit im Fokus haben. So hat die 
Kommission im Februar 2023 den 
Green Deal­Industrieplan auf den Weg 

gebracht. Er umfasst das Gesetz über 
kritische Rohstoffe und das  Gesetz 
über die Netto­Null­Industrie. Damit 
werden die Produktions kapazitäten 
für neue Technologien und Produk­
te ausgebaut, die unsere Wirtschaft 
braucht. Diese Art von regulatorischer 
Stabilität und Vorhersehbarkeit unter­
scheidet die EU von vielen anderen 
Ländern und Regionen der Welt.

Parallel dazu arbeiten wir auch 
daran, dass niemand beim Über­
gang zurückgelassen wird und die 
Schwachen unterstützt werden. Der 
Klima­ Sozialfonds ist ein gutes Bei­
spiel. Durch den Innovationsfonds 
verfügen wir über ein leistungsfä higes 
Instrument, mit dem wir bis 2030 
europaweit innovative Projekte mit 
rund 40  Milliarden Euro finanzieren 
 werden. ◻

Klimaplan gibt 
 Wachstumsschub
Mit dem EU-Klimagesetz sollen Klima- und Umweltrisiken angegangen werden.

„Wir werden die Emissionen senken und Erfolge für 
die europäische Industrie und die Bürger ermöglichen.“

AKTUELL
Energie- und Umweltpolitik
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S
eit zwei Jahrzehnten betonen 
norwegische Regierungen: 
Deutschland ist Norwegens 
wichtigster Partner in Europa. 

In dieser Frage herrscht parteiüber­
greifender Konsens. Unsere Beziehun­
gen basieren nicht auf leeren Floskeln, 
sondern auf Respekt und gegenseiti­
ger Anerkennung. Der deutschen und 
europäischen Wirtschaft bieten wir 
eine verlässliche Partnerschaft. Diese 
Verantwortung nehmen wir gemein­
sam ernst. Gerade in Krisenzeiten 
haben wir dies unter Beweis gestellt, 
besonders nach dem russischen An­
griff auf die Ukraine. Um die Gasex­
porte nach Deutschland um zehn 
Prozent zu steigern, arbeiteten unse­
re Unternehmen Tag und Nacht. Als 
gleichzeitig ein Streik in der Nordsee 
drohte, wurde dies durch konsequen­
tes politisches Handeln verhindert. 
Dank norwegischer Gastanker und 
Technologie ermöglichten wir in kür­
zester Zeit die Einrichtung schwim­
mender LNG­Terminals. Dies zeigt 
die hervorragende Zusammenarbeit 
zwischen Deutschland und Norwegen 
in Politik, Verwaltung und Wirtschaft. 
Ich möchte Deutschland für diese 
konstruktive Zusammenarbeit danken 
– ein Dank, der auch der  Opposition 

gilt. Wir alle hoffen auf eine starke 
 europäische Industrie und eine dyna­
mische Wirtschaft, die zukunftssiche­
re Arbeitsplätze schafft.

Energie und Nachhaltigkeit
Einerseits ist es unerlässlich, Wert­
schöpfungsketten zu erhalten, die für 
unsere Sicherheit und Unabhängig­
keit von autoritären Regimen wich­
tig sind. Andererseits müssen wir 
klarmachen, dass ohne eine nachhal­
tige Wirtschaftsentwicklung unsere 
Gesellschaftsverträge gefährdet sind. 
Wir befinden uns im Spannungsfeld 
multipler Krisen und zwischen Um­
welt­ und Wirtschaftspolitik. Es liegt 
in unserer gemeinsamen Verantwor­
tung, die Wurzeln dieser Gegensätze 
zu identifizieren und zu lösen. Dies 
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufga­
be. Ein Schlüssel zur Lösung liegt im 
Energiebereich: im Zugang zu Ener­
gie, ihrer Art und ihrem Preis. Dies ist 
entscheidend für die gesellschaftliche 
Akzeptanz und die Wettbewerbsfä­
higkeit und Überlebensfähigkeit der 
Wirtschaft.

Unzertrennlich durch Energie
Norwegen ist Deutschlands wich­
tigster Energielieferant. Daher sind 

Deutschland und Norwegen schon 
heute unzertrennlich. Für die Zukunft 
müssen wir unsere Zusammenarbeit 
im Bereich der erneuerbaren Ener­
gien stärken. Kurzfristig kann nur 
Norwegen die notwendigen Mengen 
an blauem Wasserstoff liefern. Ohne 
blauen Wasserstoff ist ein schneller 
Hochlauf mit grünem Wasserstoff 
nicht möglich.

An dieser Stelle möchte ich dem 
Wirtschaftsrat und seinen Mitglieds­
unternehmen für ihr Engagement für 
die CCS­Technologie danken. Nur mit 
CCS können wir unsere heimische 
Industrie erhalten und unsere Klima­
schutzziele erreichen. ◻

„Kurzfristig kann 
nur Norwegen die  
notwendigen Mengen an  
blauem Wasserstoff liefern.“

Laila Stenseng
Botschafterin des 
Königreichs Norwegen
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Eine verlässliche  
Partnerschaft
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Deutschland ist Norwegens  
wichtigster Partner in Europa.
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S
iemens Energy ist entlang der 
gesamten Wertschöpfungsket­
te der Energiewende aktiv, von 
der Erzeugung und dem Trans­

port von Strom bis hin zur Anwendung 
von Wasserstoff. Wir bieten ein breites 
Spektrum an Produkten und Dienst­
leistungen an, darunter Gaskraftwerke, 
Windturbinen und Elektrolyseure. Mit 
rund 100.000 Mitarbeitern in über 100 
Ländern weltweit ist Siemens Energy 
ein globaler Player mit starkem Fokus 
auf Innovation und Nachhaltigkeit. 

Deutschland spielt für Siemens 
Energy eine wichtige Rolle. Mit über 
26.000 Mitarbeitern in Deutschland 
ist das Unternehmen hierzulande ein 
wichtiger Arbeitgeber. In den letz­
ten zwölf Monaten wurden rund 400 

Millionen Euro in deutsche Standorte 
investiert. Siemens Energy investiert 
zudem den größten Teil seiner For­
schungs­ und Entwicklungsausgaben 
in Deutschland. Wir sind also davon 
abhängig, dass Deutschland ein füh­
render Industriestandort mit attrakti­
ven Rahmenbedingungen bleibt. Ich 
nenne vier Beispiele für unsere Inves­
titionsstandorte, die alle spezifische 
Vor­ und Nachteile haben.

1.  USA: Bau eines neuen Werks für 
Transformatoren. Die lokale Produk­
tion bietet in den USA große Wett­
bewerbsvorteile, sie deckt den hohen 
Bedarf an Netzkomponenten. Vorteil: 
Wir haben extrem pragmatische Un­
terstützung vom Staat bekommen. 
Aber man muss auch ganz klar sagen: 
Die USA haben ein Riesenproblem mit 
der Verfügbarkeit von Arbeitskräften.

2.  Indien: Grundsteinlegung für ein 
neues Transformatorenwerk. Kein 
Land verfügt über so viele hochqualifi­
zierte und motivierte Arbeitskräfte. Je­
des Jahr verlassen eine halbe Millio nen 

Ingenieure und eine Million IT­Absol­
venten die Universitäten. Allerdings 
steht Indien vor riesigen Herausforde­
rungen bei seiner Infrastruktur. 

3.  Saudi-Arabien: Ausbau des Werks 
für Netzkomponenten. Hier erfreuen 
wir uns sehr langfristiger Planungs­ 
und Investitionssicherheit. Saudi 
Arabien plant wie ein Uhrwerk und 
exekutiert. Für uns ist das ein Riesen­
vorteil, weil wir planen können, wie 
unsere Werke in fünf, sechs oder zehn 
Jahren ausgelastet sein werden.

4.  Deutschland: Eröffnung der Elek­
trolyse­Fertigung in Berlin. Vorteil: 
Wir können innovative Technologien 
in einem Umfeld mit qualifizierten 
Mitarbeitern und vorhandener Inf­
rastruktur testen. In Deutschland ha­
ben wir fantastische Mitarbeiter; und 
das erlaubt uns natürlich auch, etwas 
mehr auszuprobieren. Alle anderen 
Rahmenbedingungen sind jedoch 
schlechter als in anderen Ländern. Die 
Produktivitätsvorteile, die wir in den 
Werken in China, in Mexiko, in Indien 
haben, sind großartig. In den letzten 
drei Jahren haben wir in Deutschland 
dennoch mehr als dreieinhalbtausend 
Mitarbeiter eingestellt. ◻

Dr. Christian Bruch
Vorsitzender des Vorstands  
der Siemens Energy AG
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„Wir sind davon abhängig, dass Deutschland ein führender 
Industriestandort mit attraktiven Rahmenbedingungen bleibt.“

Attraktive  
Rahmenbedingungen  

gefragt

AKTUELL
Energie- und Umweltpolitik
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Der Standort Deutschland spielt für Siemens Energy eine wichtige Rolle.
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A
ls ausgewiesener Wasser­
stoff­Fan sage ich ganz klar: 
Wasserstoff ist der Schlüssel 
zur Dekarbonisierung ohne 

Deindustrialisierung. Wir brauchen 
grünen Wasserstoff, um erneuerbare 
Energien weltweit transportfähig zu 
machen. Die aktuelle Bundespolitik 
gefährdet unsere Zukunft, indem sie 
Energie zu teuer macht und zu viel 
Geld für Soziales ausgibt, statt in die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Energie 
zu investieren.

Die versprochenen 5,5 Milliarden 
Euro, die den Anstieg der Netzent­
gelte dämpfen sollten, sind nicht ein­
gehalten worden. Stattdessen werden 
Milliarden verschwendet, die wir für 
Energiezuschüsse benötigen würden. 
Wir müssen das Geld klug ausgeben, 
um unsere Energie wettbewerbsfähig 
zu machen. Unternehmen, die auf 
Elektroenergie umstellen, sollten Zu­
schüsse erhalten, aber es fehlt Geld im 
System.

Ein weiteres Ziel ist die Umstel­
lung der Mobilität auf Wasserstoff. 
Die Spediteure würden gerne auf 
Wasserstoff­LKWs umsteigen, doch 
die Förderbescheide bleiben aus. Ich 
habe den Eindruck, dass die Grünen 
kein wirkliches Interesse am Erfolg 

des Wasserstoffs haben, weil sie lieber 
fossile Brennstoffe besteuern, um das 
Bürgergeld zu finanzieren.

Es ist dringend notwendig, die 
Kosten zu senken und die Steuern für 
Unternehmen auf etwa 25 Prozent zu 
reduzieren. Die Einkommensteuer 
für Beschäftigte sollte ebenfalls ge­
senkt werden, und zwar mit einem 
Vorschlag für eine Steuerbefreiung 
in Höhe von 2.000 Euro pro Monat. 
Auch Überstunden sollten steuerfrei 
sein. Wenn wir diese Steuersenkungen 
vornehmen, fehlt das Geld an anderer 
Stelle, aber das ist notwendig, damit 
Deutschland wettbewerbsfähig bleibt.

Mitten in der Energiekrise in Bay­
ern ein Kernkraftwerk abzuschalten, 
das 15 Prozent unseres Strombedarfs 
deckt, ist unverantwortlich. Wir müs­
sen Tausende von Windrädern bauen, 
um diesen Ausfall zu kompensieren. 
Und das Wärmegesetz im letzten Jahr 
war der Knüller schlechthin! Auch die 
Diskussionen um den Rückbau des 
Gasnetzes sind verheerend und verun­
sichern Industrie und Privatpersonen. 
Die Menschen wissen nicht, ob sie in 
Zukunft mit Gas bauen dürfen oder 
auf Wärmepumpen umsteigen müs­
sen. Das Vertrauen in die Politik ist 
erschüttert. Selbst wenn jetzt Förde­

rungen angeboten werden, zögern die 
Menschen. Dieses Zögern ist gefähr­
lich. Und wenn wir noch ein, zwei Jah­
re warten, sind die anderen links und 
rechts an uns vorbeigezogen. Dann ist 
Schluss mit „good old Germany“.

Die Politik muss klare Zusagen ma­
chen und nicht die Industrie verun­
sichern. Wir brauchen ein politisches 
Bekenntnis zu bezahlbarer Energie 
und wir müssen sicherstellen, dass 

Deutschland wettbewerbsfähig bleibt. 
Sonst verlieren wir unsere wirtschaft­
liche Grundlage. Es geht um unsere 
Zukunft und die unserer Kinder – da­
für müssen wir jetzt die Weichen rich­
tig stellen! ◻

„Wasserstoff ist  
der Schlüssel zur  
Dekarbonisierung ohne 
 Deindustrialisierung.“

Hubert Aiwanger MdL
Staatsminister im Bayerischen 
Ministerium für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie
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Die Politik 
muss jetzt handeln!

AKTUELL
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Energie muss in Deutschland wieder bezahlbar werden.
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AKTUELL
Interview

 –  – Herr Dr. Harren, Sie leiten den deutschen Standort eines 
der wenigen verbliebenen Hochtech-
nologieunternehmen im Bereich der Kerntechnik.  
Wie ist es nach dem deutschen Ausstieg aus der 
Kernenergie um Ihre Branche bestellt?
Tatsächlich blicke ich immer wieder in überraschte Gesich­
ter, wenn ich die positive Branchenentwicklung und unse­
re ambitionierten Wachstumspläne in der Öffentlichkeit 
vorstelle. Obwohl im April 2023 das letzte deutsche Kern­
kraftwerk vom Netz ging, spielen Urenco und der Standort 
Deutschland eine entscheidende Rolle für die Energiever­
sorgung der westlichen Welt. Doch wir sind mehr als der 
größte Urananreicherer zur Herstellung von Brennstoff für 
Kernkraftwerke in der westlichen Hemisphäre. Mit unse­
rer Zentrifugentechnologie stellen wir auch andere Mate­

rialien für die Industrie und die Medizin her. Die Fähigkeit, 
beides zu können, ist eine strategische Schlüsselposition. 

In Europa setzen viele Länder auf emissionsarme 
Kernenergie zur Erreichung ihrer Klimaziele. Auch wenn 
Deutschland einen anderen Weg gewählt hat, verfügen wir 
hier über wertvolles Knowhow, mit dem wir die Techno­
logieführerschaft gegenüber anderen globalen Wettbewer­
bern behaupten. Auch die USA setzen auf Versorgung mit 
Kernbrennstoff von uns.

 –  – Nicht immer ist die Wertschöpfung eines Technologie-
konzerns für Laien auf den ersten Blick verständlich. 
Geben Sie uns einen kurzen Einblick in die Arbeit  
von Urenco?
Natürlich! Wir betreiben Hochleistungs­Gaszentrifugen, 
mit denen Isotope für Energie, medizinische und indus­
trielle Anwendungen getrennt und angereichert werden. 

Alleine am deutschen Standort in Gronau wurde seit Inbe­
triebnahme der Anlage 1985 so viel Kernbrennstoff durch 
unsere Trennarbeit generiert, dass dies ungefähr dem 
Strombedarf der gesamten Bundesrepublik Deutschland 
von mehr als zehn Jahren entspricht. So sichern wir die 
Energieversorgung in 21 Ländern. Doch wir machen mehr: 
Kaum bekannt ist, dass das Volumen unserer jährlichen 
Verkäufe von Isotopen etwa zwei Millionen Patientenbe­
handlungen mit medizinischen Radioisotopen entspricht, 
welche in der Krebsdiagnostik und ­therapie Anwendung 
finden. Unsere stabilen Isotope werden auch in der Halb­
leiterindustrie zur Produktion von Hochleistungs­Chips 
benötigt. Daneben investieren wir massiv in Forschung 
und Entwicklung und treiben mit unserem Tochterun­
ternehmen ETC in Jülich die europäische  Forschung zur 

Brennstoffversorgung und innovativen Nutzung der Zen­
trifugentechnologie voran. Damit sind wir der wichtigste 
Lieferant für Kernbrennstoff der westlichen Welt.

 –  – Russland spielte lange eine bedeutende Rolle in den 
nuklearen Lieferketten, auch für die westliche Welt. 
Wie stellt sich die Situation nach dem Angriff auf  
die Ukraine dar?
Urenco hat schon Ende Februar 2022 die Geschäftsbezie­
hungen mit Russland eingestellt. Die westliche Welt steht 
allerdings vor der Herausforderung, dass Brennstoffe und 
eine große Bandbreite von Isotopen für industrielle und 
medizinische Nutzung bisher aus russischer Produktion 
kommen. Durch den russischen Einmarsch in der  Ukraine 
hat vor zwei Jahren in vielen Bereichen ein Umdenken 
stattgefunden und einige Kunden sind auf der Suche nach 
einer vertrauenswürdigen alternativen Versorgung. Wir 

  sprach exklusiv mit Dr. Jörg Harren, Geschäftsführer von Urenco 
 Deutschland, darüber warum Deutschland auch nach dem Ausstieg aus  
der  Kernenergie Hochtechnologiestandort auf dem Gebiet bleiben muss, über 
 Technologieführerschaft und die Sicherheit der europäischen Energieversorgung.

Das Interview führte Katja Sandscheper. 

Warum Deutschland Hochtechnologiestandort  
der Kerntechnik bleiben muss
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Warum Deutschland Hochtechnologiestandort  
der Kerntechnik bleiben muss

merken, dass an unserem Auftragsbuch, das mittlerwei­
le ein Volumen von rund 15 Milliarden Euro bis in die 
2040er Jahre beinhaltet. Diese Nachfrage zu bedienen, ist 
eine  Herausforderung. Entscheidend ist sowohl eine gute 
I nstandhaltung unserer bestehenden Anlagen als auch ein 
Kapazitätsausbau unserer Produktionsstandorte. Darüber 
hinaus erweitern wir die Produktpalette an Isotopen für 

„Alleine am deutschen Standort wurde seit 1985  
so viel Kernbrennstoff durch unsere Trennarbeit 
generiert, dass dies ungefähr Deutschlands 
 Strombedarf von mehr als zehn Jahren entspricht.“

brennstoff. In der neuen Industrieallianz für kleine modu­
lare Reaktoren (SMR) vernetzt die EU ihre Industrie, For­
schung und Politik. SMR können ab 2030 zur stabilen und 
emissionsfreien Versorgung mit Wärme und Strom in Eu­
ropa beitragen. Die Niederlande haben sich energie­ und 
klimapolitisch für den Neubau mindestens zweier Kern­
kraftwerke entschieden; andere Länder denken ebenso. 
Dem deutschen Beispiel des Ausstiegs ist niemand gefolgt. 
Italien, das 1986 den sofortigen Ausstieg beschloss, erwägt 
angesichts der klimapolitischen Herausforderungen wie­
der einzusteigen – eine echte Zeitenwende.

Den Ausstieg aus der Kernenergie sollte man daher 
keinesfalls mit der Entscheidung zum Verzicht auf die 
Technologieführerschaft in der friedlichen Nutzung der 
Nukleartechnologie gleichsetzen. Wir müssen den Faden­
abriss beim nuklearen Know­How verhindern, damit wir 
als Volkswirtschaft und politischer Akteur handlungsfä­
hig bleiben. Schließlich nimmt die Bandbreite nuklearer 
Anwendungen eher zu als ab. Vor diesem Hintergrund 
setze ich mich dafür ein, Urenco und die nukleare Tech­
nologieführerschaft als strategisches Asset der EU zu 
verstehen. Mithilfe von Urenco kann Deutschland seine 

Urenco
wurde 1970 von Deutschland, den Niederlanden und dem 
Vereinigten Königreich im Rahmen des trilateralen Vertrags von  
Almelo gegründet, um mittels der im eigenen Konzern entwickelten 
Techno logieanlagen zur Anreicherung von Uran zu bauen und zu 
betreiben. Dies dient vertraglich der friedlichen Nutzung der 
Kern energie. Urenco befindet sich bis heute mehrheitlich im 
Eigentum der Partnerstaaten, beschäftigt weltweit über 2.000 
Mitarbeiter an vier Produktionsstand orten bei einem Jahresumsatz 
von 1,9 Mrd. Euro und beliefert 50 Kunden in 21 Ländern.

vertraglichen Verpflichtungen zur friedlichen Nutzung 
der Kernkraft erfüllen und zugleich die strategische Au­
tonomie Europas unterstützen. Ich freue mich, dass die 
Politik zunehmend die Sichtweise teilt, dass wir das Mo­
mentum nutzen müssen und unser Unternehmen und die 
fried liche Nutzung der Kerntechnik am Hochtechnolo­
giestandort Deutschland nicht zur politischen Disposition 
stehen. Gleichwohl steht das größte Industrieland Europas 
aufgrund seiner Energiepolitik vor großen Herausforde­
rungen, die  un bedingt angegangen werden müssen. ◻

medizinische, industrielle und Forschungszwecke. Dazu 
braucht es allerdings in einer hochregulierten Branche mit 
langen Genehmigungsverfahren auch politische Unter­
stützung.

 –  – Friedrich Merz, Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion hat erst kürzlich ein klares Bekenntnis zur 
Nuklearenergie abgegeben. Wie sehen Sie das aktuelle 
politische Umfeld für die Nuklearbranche?
Der Blick auf die globale Bühne und nach Europa gibt 
Herrn Merz recht: Anders als Deutschland haben sich 
zahlreiche Länder, wie die USA, für die CO₂­arme Kern­
energie entschieden. Auch in Europa sehen wir ein Be­
kenntnis zu dieser emissionsarmen Technologie. Im RE­
Power­Programm fordert die EU ihre Mitgliedstaaten zur 
Diversifizierung und Sicherung der Energieversorgung 
auf – Urenco sichert die notwendige Versorgung mit Kern­
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D
ie Energiewende bietet Euro­
pa die einzigartige Gelegen­
heit, sich zu einem Vorreiter 
in der nachhaltigen Energie­

versorgung zu entwickeln. Wir haben 
in Europa ein großes Potenzial, Tech­
nologie­ und Dienstleistungsexporte 
zu realisieren. Dabei liegt die Verant­
wortung nicht nur bei Deutschland, 
sondern bei allen europäischen Staa­
ten. Gemeinsam müssen wir ein gutes 
Modell liefern, das auch Nachahmer 
in der Welt findet. 

Die aktuelle Lage verdeutlicht die 
Dringlichkeit der Energiewende. Die 

Staaten, die ein starkes, verarbeitendes 
Gewerbe haben, tun sich besonders 
schwer, aus dieser Krise herauszukom­
men. Hohe Energiepreise, Bürokratie 
und stockende Lieferketten hem­
men die Industrie. Das sind Heraus­
forderungen, die wir zu meistern ha­
ben. Die Energiepreise in Deutschland 
sind nicht die niedrigsten. Im energie­
intensiven produzierenden Gewerbe 
ist die Produktion zurückgegangen 
und hat sich auf einem niedrigen 
 Niveau stabilisiert. Wir wissen nicht, 
ob diese Produktion zurückkommt. 
Und das hängt natürlich auch an der 
Energiepolitik. 

Europa muss  
strategisch handeln
Die Energiewende kann hier zu einer 
Verbesserung beitragen. Sektoren­
kopplung ist das Stichwort: Wir müs­
sen erneuerbare Energiequellen und 
komplementäre Technologien nutzen, 
um Prozesse direkt zu elektrifizie­
ren. Hinzu kommt die Nutzung von 
Wasserstoff als Energieträger. Um die 
Energiewende erfolgreich zu gestalten, 
muss Europa indes strategisch vorge­
hen. Importe aus unterschiedlichen 

Regionen sollten zügig vorangetrie­
ben werden. Dabei gilt es, die Vorteile 
der Partnerländer zu berücksichtigen 
und Energieträger sowie Grundstoffe 
zu importieren, damit die komplexen 
Wertschöpfungsketten in der EU blei­
ben können.

Technologieoffenheit  
und Zusammenarbeit
Märkte hochlaufen lassen und techno­
logieoffen agieren – das ist ein weite­
rer Schlüssel zum Erfolg. Europa muss 
verschiedene Technologien nutzen 
und gleichzeitig eng zusammenarbei­
ten. Europäische Kooperationen sind 
unerlässlich, um die Energiewende zu 
stemmen und die Chancen zu nutzen, 
die sie für Europas Zukunft bietet. Die 
Energiewende ist eine Mammutaufga­
be, aber auch eine riesige Chance für 
Europa. 

Mit vereinten Kräften und strate­
gischem Vorgehen kann Europa zu 
einem Vorreiter in der nach haltigen 
Energieversorgung werden und 
gleichzeitig seine Wettbewerbsfähig­
keit stärken. Es ist an der Zeit, ent­
schlossen zu handeln und Europas 
Zukunft aktiv zu gestalten. ◻

Prof. Dr. Veronika Grimm
Mitglied des Sachverständigen rates 
der Bundesregierung zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung; Professorin für 
Ener gie systeme und Marktdesign an 
der Technischen Universität Nürnberg
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„Märkte hochlaufen lassen und  
technologieoffen agieren – das ist  
einer der Schlüssel zum Erfolg.“

Energiewende 
dringend meistern
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Europa und  
Deutschland müssen 
gemeinsam wir ein 
gutes Modell für die 
 Energiewende liefern, 
das Nachahmer in 
der Welt findet.

AKTUELL
Energie- und Umweltpolitik
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D
eutschland soll klimaneut­
ral und wirtschaftlich stark 
sein. Auch bei der Erfor­
schung und Entwicklung 

von Schlüsseltechnologien wie der 
Wasserstofftechnologie will das Land 
eine Vorreiterrolle einnehmen. Das 
Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) hat deshalb seine 
internationalen Forschungs­ und In­
novationspartnerschaften zum Thema 
Wasserstoff gezielt ausgebaut. 

Wir haben auch die Förderung zum 
Thema Sicherheit und Resilienz der 
Energienetze erhöht. Denn neben dem 
physischen Ausbau der Netze muss 
der Schutz der kritischen Infrastruktu­
ren im Vordergrund stehen. Wir sind 
überzeugt, dass die Fortschreibung der 
Nationalen Wasserstoffstrategie dazu 
beiträgt, das Tempo zu erhöhen und 
gleichzeitig Unternehmen mehr Inves­
titionssicherheit zu geben.

Als Vertreter des Forschungs­
ministeriums möchte ich betonen, 
dass wir uns immer für Technolo­
gieoffenheit eingesetzt haben. Deshalb 
freue ich mich, dass der blaue Wasser­
stoff in der Strategie eine Rolle spielt. 
Der schnelle Hochlauf von Wasserstoff 
und manche Investitionskosten sehen 
in einer Excel­Tabelle ganz anders aus, 

wenn man nicht nur grünen Wasser­
stoff verwenden darf. Das Ziel, grünen 
Wasserstoff zu nutzen, bleibt natürlich 
bestehen. Gleichzeitig muss man aber 
auch pragmatisch und technologie­
offen vorgehen. Das ist zum Glück 
in der Wasserstoffstrategie verankert. 
Ein gutes Beispiel für langfristig stra­
tegisches Handeln ist das Leitpro­
jekt H2Giga, das Elektrolyseure zur 
Wasserstofferzeugung zur Serienreife 
bringen soll. Fazit: Die Elektrolyseure 
wird kommen, Wasserstoff­Gaskraft­
werke werden auch kommen.

Energie ist ein langfristiges Ge­
schäft. Deshalb möchte ich auf unser 
Engagement in der Fusionsforschung 
eingehen. Technologieoffenheit ist 
auch hier das Stichwort. Wir sind 
stolz, dass das BMBF bis 2028 mehr als 
eine Milliarde Euro in die Fusionsfor­
schung investieren kann. Denn auch 
andere Industrienationen wie Groß­
britannien, die USA und China sind 
hier aktiv. Ich bin überzeugt, dass es 
für Deutschland als Innovationsstand­
ort sinnvoll ist, diesen Weg auch ein­
zuschlagen. Viele exzellente Forscher 
und Start­ups hierzulande verdienen 
unsere Unterstützung. 

Kritiker sagen, dass die Fusions­
energie unsere Probleme nicht lösen 

wird. Wenn die Technologie in zehn 
oder zwanzig Jahren marktreif sei, 
sei es zu spät. Das ist zu kurzfristig 
gedacht. Niemand wird irgendwo ein 
Solarpanel abmontieren, nur weil je­
mand anderes versucht, eine Magnet­
fusion zum Laufen zu bringen. Es ist 

politisch motiviert, das gegeneinander 
auszuspielen. Denn: Auch wenn wir 
nie ein Fusionskraftwerk bauen wer­
den, sollten wir diesen Weg gehen. Es 
gibt nämlich viele Spillover­Effekte, 
zum Beispiel in der Optik, in der La­
sertechnik oder im Anlagenbau. Und 
deshalb wird das BMBF die Fusions­
forschung weiter fördern. ◻

„Neben dem physischen Ausbau  
der Netze muss der Schutz  
der kritischen Infrastrukturen  
im  Vordergrund stehen.“

Mario Brandenburg
Parlamentarischer Staats-
sekretär im Bundesministerium 
für Bildung und Forschung
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Vorreiterrolle einnehmen
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Wenn wir wirtschaftlich stark sein wollen, müssen wir eine technologieoffene Gesellschaft sein. 

AKTUELL
Energie- und Umweltpolitik
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E
rhebliche Zeitverzögerungen 
offenbaren das Dilemma: Die 
Stromtrasse „Südlink“ für Bay­
ern und Baden­Württemberg 

kommt nicht 2022, sondern erst 2029. 
Der Kohleausstieg klappt nicht 2030, 
sondern 2038 – frühestens.“ 

„Und die von mir sehr gemochte 
Stadt Augsburg will die Gasleitungen 
in wenigen Jahren abschalten. Was für 
eine Botschaft? Keine Strategie, son­
dern bestenfalls Naivität. Oder bei der 
„Westenergie“ – der großen Tochter 
der E.ON mit einem riesigen Gas­ und 

Infrastrukturnetz – was denken dort 
wohl gerade die Wirtschaftsprüfer bei 
der Abschreibung? Nein, diese deut­
sche Energiewende ist nicht wirklich 
auf gutem Weg. Abstiegsgefahr. Also 
Darmstadt 98 – mindestens.“ 

„2024 ist ein Wahljahr sonderglei­
chen. 50 Prozent der Weltbevölkerung 
hat Wahlrecht. Wahlen liegen hinter 
uns: Pakistan, die Fake­Wahl in Russ­
land, die Wahl in Taiwan. Wahlen lie­
gen vor uns: Europa am 9. Juni und 
auch Belgien sowie am gleichen Tag in 
neun deutschen Ländern Kommunal­
wahl; unsere Landtagswahlen; Wahlen 
in Indien; und die wichtigste Wahl am 
5. November in den USA zwischen 
Trump und Biden. Erst am 1. Dezem­
ber werden wir wissen, ob die Demo­
kratie in diesem Jahr weiter gestärkt 
oder geschwächt ist. Im Kampf der Sys­
teme – Demokratie versus Autokratie.“ 

„Und das ‚Reich des Bösen‘ ist er­
folgreich unterwegs: Venezuela, Ni­
caragua, Syrien, Teile Libyens, Iran, 
Nordkorea, Russland. Und auch in 
China? Die Naivität, mit der wir dies 

beobachten oder auch nicht, mit Gen­
dersternchen­Debatten und so weiter, 
genügt den großen Gefahren in keiner 
Form.“

„In Europa bedaure ich, dass die 
Von­der­Leyen­Kommission zwar zu 
Beginn zugesagt hat, one­in­one­out 
also im Sinne von Bürokratieabbau 
und ­vereinfachung ein Paragraf neu, 
ein alter weg. Die Bilanz aber lau­
tet four­in­one­out. Die Corporate 
 Sustainability Reporting Directive, 
Taxonomie 700 Seiten und dann das 
Lieferkettenrecht stehen für Bürokra­
tie unendlich!“

„Die FDP hatte Recht, dass sie ge­
gen das Lieferkettenrecht war. Nur ist 
früher das deutsche Votum in Brüssel 
um fünf vor zwölf aufgeschlagen, heu­
te erst um fünf nach zwölf.“

„Wir müssen endlich erwachsen 
werden. Als Wirtschaft, in Sozialpart­
nerschaft mit Gewerkschaften und 
Betriebsräten, als Politik und immer 
mehr im großen europäischen Team. 
Kleiner wird bei den großen Fragen 
nicht wahrgenommen werden.“ ◻

Günther Oettinger
Vizepräsident  
der EU-Kommission a.D. 
Ministerpräsident a.D.
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Europa und Deutschland laufen der Zeit hinterher.  
Wir müssen endlich erwachsen werden. Einzelne Sequenzen Klartext. 

„Wir müssen endlich 
strategisch denken“

„Dass Ökostrom billig ist,  
ist ein Denkfehler!“
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E
s gibt zwei wesentliche Triebfe­
dern und Leitbilder, mit denen 
wir Dinge erreichen können, 
die von der Jugend bis ins Al­

ter Menschen intrinsisch motiviert, 
für Sachen einzustehen und eine Ge­
sellschaft fortzuentwickeln. Es sind 
Ambition und Leistung. Sie sind nicht 
gekoppelt an ein Alter. Sie sind auch 
nicht gekoppelt an eine Herkunft. Sie 
sind auch nicht gekoppelt an ein Bun­
desland oder eine Stadt oder Land.

Sie sind auch nicht gekoppelt an die 
soziale Herkunft, sondern es sind Din­
ge, die uns ein System und Leitplan­
ken eines Systems ermöglichen oder 
eben, wenn wir sie vernachlässigen, 
nicht mehr ermöglichen. Drei Grün­
de dafür, dass ich Positives versuchen 
möchte, auch mit Blick auf mein letz­
tes Kapitel, nämlich die Europameis­
terschaft im eigenen Lande. 

Der erste Punkt, warum ich diese 
positive Energie ein wenig hervorhe­
ben möchte, ist dass ich grundsätzlich 
ein positiv denkender Mensch und 
Charakter bin, der eher die Chancen 
sieht als die Risiken. Aber um mich 
geht es nicht. Es geht darum, welche 
Erfahrungen ich in Systemen gemacht 
habe, die man gemeinhin vielleicht 
für unbeweglich oder unveränderlich 
hält. Diese können trotzdem einen 

enormen Entwicklungssprung ma­
chen können und in einen Zustand 
gebracht werden, der genau diese 
Wettbewerbsfähigkeit erlaubt, die es 
in unserem Land braucht.

Da rede ich über meinen eige­
nen Verein Eintracht Frankfurt. Wir 
kommen an den Punkt, den ich etwas 
ausführlicher darstellen möchte. Wir 
waren vor zehn, zwölf Jahren sehr zu­
frieden, wenn wir nicht abgestiegen 
sind und am Ende zwölfter oder drei­
zehnter in der Bundesliga geworden 
ist, die Kosten einigermaßen gedeckt 
hatte und ein Stadion mit rund 35.000 
Zuschauern einigermaßen gut ausfül­
len konnte.

Das war's. Und so ging es von Jahr 
zu Jahr weiter mit Friedhelm Funkel, 
einem tollen Trainer, der aber eher 
defensiv gedacht hat als wettbewerbs­
fähig und offensiv. Und als Eintracht 
Frankfurt dann einmal mehr dem Ab­
stieg knapp entronnen ist, in der Saison 
2015/ 2016, saßen wir am Abend vor­
her zusammen und es war wirklich ein 
fußballerisches Nahtoderlebnis, weil 
wir genau wussten, wenn wir absteigen, 
brauchen wir 30 Millionen am nächs­
ten Tag, um die Lizenz zu erhalten.

Vor zehn, zwölf Jahren war das ein 
gewaltiger Betrag. Das ist es auch heu­
te noch. Aber wie man an Hertha BSC 

sieht, sind die Grenzen nahezu unend­
lich verschiebbar in dieser Frage. Aber 
30 Millionen wären für uns tatsäch­
lich ein erheblicher Berg gewesen, den 
wir hätten erklimmen müssen. Und 
wir haben uns gesagt: Das darf nie 
wieder passieren. Die Kernfrage war 
danach, wie schaffen wir es, die Gren­

zen in diesem Klub so zu verschieben, 
dass wir in diese Situation nicht mehr 
kommen, dass wir wirtschaftlich mehr 
als stabil und zukunftsgewandt inves­
tieren können, dass wir europäische 
Wettbewerbsfähigkeit herstellen und 
dass wir auch als Klub nicht nur im 
Fußball und im Sport herstellen. Am­
bition und Leistung. ◻

Was im Fußball gilt, gilt auch für unsere Gesellschaft

Ambition und Leistung 
führen zum Erfolg

„Es war ein fußball- 
erisches Nahtoderlebnis: 
Wir wussten, dass wir 30 Millionen  
Euro für die Lizenz brauchen,  
wenn wir absteigen.“

Axel Hellmann
Vorstandssprecher  
Eintracht Frankfurt AG 
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R
und 179 Milliarden Euro 
und damit 14 Prozent aller 
Umsätze in Bayern erzielt 
die Land­, Ernährungs­ und 

Forstwirtschaft. Jeder siebte Arbeits­
platz in Bayern hängt mit der Agrar­ 
und Forstwirtschaft zusammen. Unse­
re Bauernfamilien sind standorttreue 
Unternehmerfamilien. Sie sorgen für 
Stabilität und Wirtschaftskraft im 
ländlichen Raum. Und der Tourismus, 
der auch eng mit unserer herrlichen 
Kulturlandschaft und den besten ku­
linarischen Produkten verbunden 
ist, erwirtschaftet noch einmal über 
28  Milliarden Euro Bruttowertschöp­
fung.

„Dass wir jeden Tag etwas zu es­
sen auf unserem Teller haben, scheint 
selbstverständlich. Doch dem ist nicht 
so, wie Vielen in den Krisen andeu­
tungsweise bewusst wurde. Unsere 
Landwirtinnen und Landwirte sind 
es, die tagtäglich für unsere Nahrung 
sorgen. Dafür gebührt ihnen höchster 
Respekt und Anerkennung.“

Die friedlichen Proteste der Bauern 
haben gezeigt, dass die Menschen hin­
ter der Landwirtschaft stehen. Viele 
Branchen – Handwerker, Spediteure, 
Wirte, Metzger, der Verband der baye­
rischen Wirtschaft und viele Verbrau­
cher – sind dem Beispiel der Bauern 
gefolgt. Die Landwirte gehen nicht 
auf die Straße, weil sie eine Vier­Ta­
ge­Woche oder mehr Geld für weniger 
Arbeit wollen. Nein! Sie wehren sich 
zu Recht gegen eine Politik aus dem 
Elfenbeinturm heraus, die ihnen im­
mer mehr Vorschriften auferlegt und 
ihnen dann auch noch Geld in Höhe 
eines Monatsgehaltes wegnimmt und 
sie damit im Wettbewerb mit den 
Nachbarländern und darüber hinaus 
massiv benachteiligt. Die Steuererhö­
hungspläne der Ampel – sie haben das 
ohnehin volle Fass zum Überlaufen 
gebracht.

Es muss ein echtes Umdenken in 
der Bundesregierung stattfinden, denn 
es geht längst nicht mehr nur um die 
Steuererhöhung beim Agrardiesel. Die 
Leistungsträger unserer Gesellschaft 
brauchen Rückhalt und Unterstüt­
zung – und sie brauchen Entlastung. 
Die Ampelparteien müssen einsehen, 
dass sie nicht länger unseren Standort 
Deutschland gefährden dürfen. Sie 
tragen eine enorme Verantwortung – 
denn werden Gespräche nicht offen 

und auf Augenhöhe geführt, steht die 
Glaubwürdigkeit der Politik auf dem 
Spiel. Und das wiederum stärkt die ra­
dikalen Ränder.

„Bayern ist Vorreiter einer zu­
kunftsfähigen Landwirtschaftspo­
litik. Was wir für eine produktive, 
ökonomisch tragfähige und zugleich 
umweltgerechte Landwirtschaft tun, 
macht kein anderes Bundesland in 
dem Umfang.“

Wie Politik auf Augenhöhe funk­
tioniert, zeigen wir gerade aktuell 
beim Thema Bürokratieabbau – ein 
Problem, das die gesamte Wirtschaft 
umtreibt. Mir ist es ein Herzensanlie­
gen, dass unsere Betriebsleiter wieder 
mehr Zeit für ihre eigentliche Arbeit 
im Stall und auf dem Feld haben, 
statt am Schreibtisch zu sitzen. Unter 
dem Motto "Einfach schafft Mehr­
wert – Gemeinsam für eine schlan­
kere Bürokratie" haben wir in Bayern 
einen einzigartigen Prozess gestartet. 
Er beginnt mit einer breit angelegten 
Umfrage unter den bayerischen Bäu­
erinnen und Bauern – wir schreiben 
alle 100.000 Betriebe an. Sie haben die 
Möglichkeit, uns zu sagen, wo sie der 
Schuh drückt und sie die größten Be­
lastungen sehen. Danach setzen sich 
Praktiker, Verwaltung und Verbände 
an einen Tisch und gehen in die Um­
setzung. Das ist für uns echter Dialog 
auf Augenhöhe. Denn nur zusammen 
– mit den Perspektiven und Erfahrun­
gen aller Beteiligten – können wir er­
folgreich sein und unser gemeinsames 
Ziel, weniger Bürokratie, erreichen.

AKTUELL
Agrarwirtschaft
AKTUELL
Agrarwirtschaft

Bayern ohne Bauern 
– nicht vorstellbar
Unsere Landwirtinnen und Landwirte sorgen nicht nur für sichere  
und hochwertige Lebensmittel. Sie erhalten die Einzigartigkeit und Schönheit
unserer Landschaft und sichern die Grundlagen unseres Wohlstands.
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Michaela Kaniber
Bayerische Staatsministerin 
für Ernährung, Landwirtschaft, 
Forsten und Tourismus
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„Die Landwirte wehren sich zu Recht  
gegen eine Politik aus dem Elfenbeinturm.“
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Eine weitere wichtige Aufgabe ist 
es, die Land­ und Forstwirtschaft, die 
ländlichen Räume und den Tourismus 
stark für die kommenden Jahrzehnte 
zu machen. Mit dem neuen Bereich 
Tourismus in meinem Ressort wächst 
zusammen, was zusammengehört. 
Bayern ist Tourismusland Nummer 
Eins in Deutschland. Landwirtschaft 
und Tourismus gehen schon jetzt eine 
starke Verbindung ein, etwa wenn es 
um regionale Vermarktung und Wert­
schöpfungsketten geht. Diese Syner­
gieeffekte werden wir künftig noch 
weiter ausbauen und stärken. Gerade 
für den ländlichen Raum spielt der 
Tourismus eine wichtige Rolle, denn 
auch die Menschen vor Ort profitieren 
vom Ausbau der Infrastruktur. Aber 
der ländliche Raum muss auch attrak­
tiv sein, für die Menschen, die dort 
leben und die Gäste aus Deutschland 
und vielen Ländern weltweit.

Als Landwirtschaftsministerin bin 
ich auch die Ministerin für den länd­
lichen Raum. Gleichwertige Lebens­
verhältnisse und Arbeitsbedingungen 
in Stadt und Land – das ist schon seit 
jeher Maßgabe bayerischer Politik und 

Verfassungsziel. Hier brauchen wir 
aber auch ein klares Bekenntnis des 
Bundes, dass ihm der ländliche Raum 
sprichwörtlich etwas wert ist. Leider 
kürzt der aber die Mittel für den länd­
lichen Raum. Wir in Bayern setzen 
dennoch weiter auf starke Instrumen­
te und Initiativen der ländlichen Ent­
wicklung wie die erfolgreiche Dorfer­
neuerung und die integrierte ländliche 
Entwicklung zur Unterstützung von 
Gemeinden, die sich zur Zusammen­
arbeit entschieden haben.

Wie wir die Landwirtschaft für 
die Zukunft aufstellen möchten, zeigt 
unser Zukunftsvertrag, den die Baye­
rische Staatsregierung mit dem Bay­
erischen Bauernverband geschlossen 
hat. Mit diesem Vertrag sollen die Rah­
menbedingungen für die Land­ und 
Ernährungswirtschaft in Bayern mit 
gezielten Maßnahmen verbessert wer­
den. Kern des Vertrags ist ein 10­Punk­
te­Programm mit insgesamt mehr als 
60 Einzelmaßnahmen. Von der zu­
kunftsfesten Weiterentwicklung von 
Tierhaltung und Pflanzenbau über Di­
gitalisierung und Forschung bis hin zu 
Ernährung, Wassermanagement und 

erneuerbaren Energien werden alle 
wichtigen Zukunftsthemen abgedeckt.

Unser Ziel: eine produktive, öko­
nomisch erfolgreiche und nachhaltige 
bäuerliche Landwirtschaft, die Ver­
braucherinnen und Verbraucher auch 
in Zukunft mit ausreichend gesunden, 
hochwertigen und erschwinglichen 
Lebensmitteln versorgen kann und 
dafür auch die gebührende gesell­
schaftliche Wertschätzung erfährt.

„Die Landwirtschaft und auch die 
Ernährungswirtschaft brauchen aber 
auch von der Bundesregierung drin­
gend ein Zeichen, dass sie gebraucht 
werden und gewollt sind.“

Uns muss immer bewusst sein: Die 
Unabhängigkeit bei der Lebensmittel­
versorgung von Importen aus Dritt­
staaten ist ein hohes Gut, das wir be­
wahren müssen. Und dafür brauchen 
wir starke bäuerliche Familienbetrie­
be. Wir dürfen uns nicht erpressbar 
machen. Es darf uns bei Lebensmit­
teln nicht so ergehen wie bei Energie 
und Medikamenten! Die souveräne 
Erzeugung von Lebensmitteln muss 
ein prioritäres strategisches Ziel der 
EU sein und bleiben. ◻

AKTUELL
Agrarwirtschaft

AKTUELL
Agrarwirtschaft

Bayern ohne Bauern 
– nicht vorstellbar
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A
uch Wochen nach der An­
kündigung der Bundesregie­
rung zur Kürzung der Ag­
rardieselsubventionen und 

der Streichung der Steuerbefreiung 
für landwirtschaftliche Kraftfahrzeu­
ge klangen die Proteste der Landwirte 
nur langsam ab. Ein schnelles zurück­
rudern der Politik beim Agrardiesel 
konnte die Wogen nicht mehr glät­
ten. Die Unzufriedenheit der deut­
schen Landwirte ist angesichts einer 
Vielzahl von Wettbewerbsnachteilen 
gegenüber ihren Mitbewerbern aus 
EU sowie Drittländern groß, wenn 
es um Produktions­, Tierhaltungs­ 
und Standortbedingungen geht. Die 
deutsche Regierung prescht voran mit 
einer Mischung aus Sparzwang und 
nahezu unmöglich einzuhaltenden 
Vorgaben für die Landwirtschaft. Un­

ser Landwirte konkurrieren aber auch 
mit Landwirten aus dem internationa­
len Umfeld.

Die Einfuhr von Nahrungsmitteln 
aus Südamerika ist nur ein Beispiel 
dafür, wie die Regulierungen auf deut­
scher Seite unsere Landwirte in eine 
benachteiligte Position bringen. Pflan­
zenschutzmittel, die in Deutschland 
und der EU seit Jahren verboten sind, 
werden in Südamerika weiterhin in 
der Nahrungsmittelproduktion einge­
setzt. Diese sind für den Verbraucher 
nicht zwangsläufig gesundheitsgefähr­
dend und führen auf Seiten der Süd­
amerikaner zu einem Kostenvorteil in 
der Produktion. Diese Preisdifferenz 
spiegelt sich dann auch in der La­
dentheke wider. Das importierte Pro­
dukt ist zum Teil deutlich günstiger als 
das vergleichbare Pendant vom heimi­
schen Landwirt.

Ein 2023 verfasster Entwurf der 
Bundesregierung zur Beschränkung 
der Ausfuhr dieser Pflanzenschutz­
mittel, dürfte den gewünschten Effekt 
verfehlen. Dieser beschränkt sich auf 
fertige Produkte, der Export des Wirk­
stoffs bleibt davon unberührt.

Auch bei Haltungsbedingungen 
und Tierschutz nehmen die deutschen 
Landwirte eine Vorreiterrolle ein, wie 
der Vergleich mit unseren EU­Nach­
barn zeigt. Die erlaubte Besatzdichte 
bei Geflügel etwa in der Hähnchen­
mast, beträgt im Inland 39 Kilogramm 
je Quadratmeter. Rund 80 Prozent der 
deutschen Mastbetriebe beschränken 
sich jedoch bereits auf 35 Kilogramm. 
Die europäischen Mitbewerber dürfen 
mit 42 Kilogramm je Quadratmeter 
besetzen. Dies bedeutet, dass deutsche 
Geflügelmäster 17 Prozent weniger 
Tiere auf gleicher Fläche halten.

Noch eklatanter klaffen die Rah­
menbedingungen bei der Haltung von 
Puten auseinander. Als eines der we­
nigen EU­Länder, die überhaupt eine 
Besatzdichte vorschreiben, plant das 
Landwirtschaftsministerium, diese 
noch weiter nach unten zu korrigieren.

Die Liste der Beispiele lässt sich 
für alle Bereiche der Nutztierhaltung 
fortführen – daher verständlich, dass 
die Fleischproduktion in Deutschland 
im siebten Jahr in Folge rückläufig ist. 
Insbesondere beim Schweinefleisch 
ist 2023 ein signifikanter Rückgang 
von sieben Prozent zum Vorjahr zu 
verzeichnen. Diese Entwicklung ist 
höchst bedenklich für die Fähigkeit 
Deutschlands sich selbst zu versor­
gen und führt zu einer Verschiebung 
der Fleischproduktion ins Ausland, 

Gleiche Standards

Andreas Rode
Vice President 
Danish Crown Fleisch
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„Die deutsche Regierung prescht voran mit  
einer Mischung aus Sparzwang und nahezu unmöglich  
einzuhaltenden Vorgaben für die Landwirtschaft.“

Eine immer stärkere Regulierung gefährdet, dass  Deutschland sich auch 
in Zukunft selbst ernähren kann. Hinzu kommt, dass Verbaucher trotz 

anderer Lippen bekenntnisse am Ende eine sehr hohe Preissensibilität zeigen.
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wo Haltungs­ und Produktionsbedin­
gungen häufig auf einem niedrigeren 
Standard liegen und dazu schwer zu 
kontrollieren sind.

Die artgerechte Haltung von Nutz­
tieren darf keinesfalls aus wirtschaft­
lichen Aspekten in den Hintergrund 
rücken. Produzenten, Verbraucher 
und Gesetzgeber müssen sich da­
rüber im Klaren sein, dass höhere 
Standards nicht ohne höhere Kosten 
durchzusetzen sind. Zumindest vor 
dem  Supermarktbesuch besteht diese 
Bereitschaft auf Seiten des Kunden – 
an der Kasse zeigt sich dennoch häufig 
ein anderes Bild. 

Für diese Tatsache ist weder al­
lein der Verbraucher, der Lebens­
mitteleinzelhandel noch der Land­
wirt verantwortlich zu machen. 
Diese „Geiz­ist­geil­Einstellung“ mit 
der gleichzeitigen Forderung nach ei­
ner nachhaltigeren Landwirtschaft ist, 
gepaart mit fortschreitender Regulie­

rung, die eigentliche Ursache für die 
Missstände, die für den wachsenden 
Unmut der Landwirte sorgen.

Eine deutsche Agrarpolitik, die 
versucht Wettbewerbsverzerrungen 
und Nachteile resultierend aus über­
mäßigen bürokratischen Auflagen 
und Vorschriften gleichzeitig mit Sub­
ventionen, Zuschüssen und Entschä­
digungen zu reparieren, wird keine 
Wirkung zeigen.

Auf Dauer können wir keinem 
Konsumenten erklären, dass er Steu­
ern auf Produkte bezahlen muss – wie 
etwa der vom Bundeslandwirtschafts­
minister Cem Özdemir geforderte 
Tierwohlcent – damit die deutschen 
Bauern neue Standards einhalten. 

Der größte Teil der Landwirte und 
Verarbeiter ist schon heute gerne be­
reit (fast) allen Wünschen der Ver­
braucher nachzukommen. Was jedoch 
fehlt ist die Einsicht und Konsequenz 
von Politik, Lebensmitteleinzelhandel 

und Verbraucher. Dort wo besondere 
Anforderungen gestellt werden, muss 
für und vor allem mit den Betroffe­
nen auch eine Perspektive für deren 
Umsetzung geschaffen werden. Die 
deutschen Landwirte haben in der 
Vergangenheit gezeigt, wie durch wirt­
schaftliches Handeln und Raum für 
Entwicklungsmöglichkeiten eine hoch 
effiziente und zunehmend ressourcen­
schonende Produktion zur Ernährung 
der Bevölkerung sichergestellt werden 
kann. Diese komfortable Situation der 
Unabhängigkeit sollten wir nicht durch 
überbordende Bürokratie und Eingrif­
fe in den Markt aufs Spiel setzen.

Um der gesamten Wertschöpfungs­
kette der Agrar­ und Ernährungswirt­
schaft eine Zukunftsperspektive zu 
geben, muss sichergestellt sein, dass 
national und international die glei­
chen Produktionsanforderungen im 
Einklang mit den Nachhaltigkeitskri­
terien gelten. ◻
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D
ie zurückliegenden Monate 
haben gezeigt, dass unser de­
mokratisches Selbstverständ­
nis nicht nur global, sondern 

auch in vielen europäischen Ländern 
und hierzulande ernsthaft ins Wan­
ken gerät. Wir stehen an einem Kipp­
punkt. Als überzeugte Europäer und 
Demokraten gilt es angesichts dessen, 
zusammenzustehen, für unsere Werte 
einzutreten und sich klar von jegli­
cher Radikalisierung sowie von Ext­
remismus abzugrenzen. Gleichzeitig 
braucht es eine Politik, die Vorschläge 
aus der Praxis aufgreift und diese Ex­
pertise vermehrt in die Gesetzgebung 
einfließen lässt. Nur so können wir 
mit praxistauglichen Maßnahmen Zu­
kunft gestalten und nur so kann un­
sere Gesellschaft wieder Vertrauen in 
die Politik gewinnen.

Aktuell scheint die Ampelkoaliti­
on sich dies aber noch nicht ernsthaft 

zu Herzen zu nehmen. Zieht man 
eine Bilanz der zwei zurückliegenden 
Jahre, so drängt sich größtenteils Er­
nüchterung auf. Anstatt des angekün­
digten Fortschritts stolpert die Bun­
desregierung lediglich von einer Krise 
in die nächste. Ende 2023 fand diese 
Ansammlung an Krisen dann ihren 
vorläufigen Gipfel in der Haushalts­
krise. Es ist nicht verwunderlich, dass 
die Pläne der Bundesregierung zur 
Streichung des Agrardiesels und der 
Kfz­Steuerbefreiung die Landwirte in 
Deutschland auf die Straßen gebracht 
haben. Eine Steuererhöhung in dieser 
Größenordnung für eine einzige Bran­
che ist bisher beispiellos und unver­
hältnismäßig. Verbunden mit einem 
allgemeinen Gefühl geringer Wert­
schätzung, fehlender Planungssicher­
heit, immer mehr Auflagen und über­
mäßiger Bürokratie ist der Unmut in 
der Branche mehr als berechtigt. 

Darauf haben wir als Deutscher 
Bauernverband gemeinsam mit den 
Landesbauernverbänden und Verbün­
deten aus der Agrarwirtschaft sowie 
befreundeten Branchen auch bei unse­
ren Demonstrationen und Aktionswo­
chen hingewiesen und erste politische 
Erfolge erzielt. Der große Zuspruch 
– sowohl von den eigenen Berufskol­

legen als auch aus der gesamten Ge­
sellschaft heraus – zeigt, dass es nun 
dringend weiteres politisches Entge­
genkommen braucht und weitergehen­
de Entlastungen für die Landwirtschaft 
auf den Weg gebracht werden müssen. 
Gleichzeitig gilt es für unsere Branche 
– auch bei größtem Unmut – die Spiel­
regeln des demokratischen Protests 
einzuhalten. Ansonsten schaden wir 
nicht nur unseren Anliegen, sondern 
auch dem Image des Berufsstandes. 

Zahlreiche agrarpolitische Bau­
stellen gibt es indes insbesondere im 
Bereich der Tierhaltung. Die Am­
pel­Koalition läuft Gefahr, nicht nur 
die landwirtschaftliche Tierhaltung in 
Deutschland zu gefährden, sondern 
auch das gewünschte hohe Tierwohl. 
Der Umbau der Tierhaltung hin zu 
noch mehr Tierwohl ist politisch so­

AKTUELL
Agrarwirtschaft

Vertrauen schaffen,  
Zukunft gestalten
Zahlreiche agrarpolitische Baustellen gibt es vor allem im 
Bereich der Tierhaltung. Die Ampel-Koalition läuft Gefahr, 
nicht nur die landwirtschaftliche Tierhaltung in Deutschland 
zu gefährden, sondern auch das gewünschte hohe Tierwohl.

Joachim Rukwied
Präsident des  
Deutschen Bauernverbandes
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„Die Ampel-Koalition lauft Gefahr, nicht nur die  
landwirtschaftliche Tierhaltung in Deutschland zu gefährden,  
sondern auch das  gewünschte hohe Tierwohl.“
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wie gesellschaftlich gewünscht und 
auch die Tierhalter sind bereit, ihre 
Ställe umzubauen. Finanziell ho­
norieren wollen dies aber weder die 
Verbraucher noch die Bundesregie­
rung. Zwar wurden erste Bausteine 
im zurückliegenden Jahr gesetzt, ein 
vollumfängliches und in sich schlüs­
siges Gesamtprojekt steht jedoch 
nach wie vor aus. Unsere Forderun­

gen sind weiterhin aktuell: In erster 
 Linie braucht es ein verbindliches und 
tragfähiges Finanzierungskonzept. 
Nach den lange von uns geforderten 
Anpassungen im Baurecht, braucht 
es nun zügig auch ein entsprechend 
angepasstes Immissionsschutzrecht, 
damit Tierwohlställe überhaupt ge­
baut werden können. Zudem bedarf 
es einer vollumfänglichen Haltungs­
form­ und Herkunftskennzeichnung, 
damit die Verbraucher Transparenz 
beim Einkauf haben – auch hier muss 
noch nachgebessert werden.

Der Klimawandel mit seit Jahren 
zunehmenden Extremwetterereignis­
sen und schwierigen Witterungsbe­
dingungen belastet unsere Branche 
stark. Auch hier muss dringend ge­
handelt werden. Die Landwirtschaft 
ist bereit, beispielsweise über erneu­

erbare Energien und Carbon­Farming 
noch mehr zum Klimaschutz beizu­
tragen. Auch wirtschaften wir bereits 
jetzt im globalen Vergleich äußerst 
klimaschonend. Diese Klimaschutz­
dienstleistungen müssen aber auch 
entsprechend vergütet werden. Gleich­
zeitig braucht es neben wirkungsvol­
len Klimaschutzmaßnahmen zügig 
Lösungen, wie wir uns besser an die 

klimatischen Veränderungen 
anpassen können. Hier ist 
auch die Politik gefragt. Of­
fenheit gegenüber modernen 
Züchtungsmethoden und di­
gitalen Innovationen sowie 
eine gezielte Agrarforschung 
sind wichtige Bausteine auf 
diesem Weg. Darüber hin­
aus haben wir uns bereits 
2021 dafür ausgesprochen, 
Ernährungssicherung und 
Klimaschutz als Staatsziele 
im Grundgesetz zu veran­
kern – eine Forderung, die 
relevanter nicht sein könnte, 
denn gerade die vergangenen 
Jahre haben gezeigt, dass Er­
nährungssicherheit niemals 
als selbstverständlich angese­
hen werden darf.

Glücklicherweise standen 
unsere Betriebe trotz der 
großen Herausforderungen 
im vergangenen Jahr durch­
schnittlich auf wirtschaftlich 

standfesten Beinen. Die Unternehmen­
sergebnisse weisen für das zurücklie­
gende Jahr eine positive Entwicklung 
aus. Gleichzeitig müssen wir feststel­
len, dass die Preise bereits wieder im 
Sinkflug sind und die extreme Volatili­
tät an den Märkten auch weiterhin eine 
Herausforderung bleibt, auf die es sich 
einzustellen gilt. Besonders fatal ist 
zudem, dass die Betriebe kaum mehr 
investieren – ein weiteres deutliches 
Zeichen, dass Planungssicherheit und 
Vertrauen in die Politik zunehmend 
fehlen. Die Entscheidung, den Agrar­
diesel zu streichen, hat diesen Ver­
trauensverlust noch intensiviert. Jetzt 
zu handeln und die Landwirtschaft 
zu entlasten, muss nun dringend weit 
nach oben auf der Agenda der Bundes­
regierung. Nur so lässt sich diese Ent­
wicklung entschärfen. ◻
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Die Vergessenen im 
Bürokratiegetriebe

E
s vergeht kein Tag, an dem 
nicht Wogen der Entrüstung 
ob der wuchernden Bürokra­
tie über das Land schwappen. 

Ganz vorn dabei sind die Lieferket­
tengesetze, neue Berichtspflichten und 
weitere Bürokratiemonster, die derzeit 
auf unsere Unternehmen einprasseln. 
Es ist richtig, sich gegen noch mehr 
Bürokratie zu wehren und erfreulich, 
dass das Wort „Entbürokratisierung“ 
wieder auf dem Schirm der Politik 
aufgetaucht ist.

Während aber Unternehmen und 
Transferleistungsempfänger oft im 
Vordergrund stehen, wird eine Grup­
pe im Diskurs um die Entbürokratisie­
rung vergessen: Die Landwirte. Dass 

man an sie denken sollte, liegt nicht 
in ihrer schlagkräftigen Protestkultur 
begründet, sondern weil sie lebens­
wichtig für Deutschland sind. Und 
wenn man schon an Unterstützung 
streicht, sollte man bei dieser essen­
tiellen Branche an anderer Stelle ent­
lasten. 

Potenzial gibt es genug: Es gibt sehr 
viele Normen, die den Bauern regie­
ren. Angefangen beim Tier­, Pflan­
zen­ und Naturschutzgesetz über das 
Saatgutverkehrsgesetz, die Düngemit­
telverordnung, das Landwirtschaftsge­
setz bis zu GLÖZ 1­9, hinter dem sich 
umfassende Grundsätze der Erhaltung 
landwirtschaftlicher Flächen in einem 
guten landwirtschaftlichen und öko­
logischen Zustand verbergen. Etliche 
Sachkundenachweise etwa zur Schad­
nagerbekämpfung oder Ausbringung 
von Pflanzenschutzmitteln sind er­
forderlich. Umbaupläne für Gebäude 
zur Erhöhung von Wirtschaftlichkeit, 
Tierwohl und Effizienz scheitern oft 
an langwierigen Genehmigungsver­
fahren. Das Tränkenwasser ist regel­
mäßig durch ein akkreditiertes Labor 
zu untersuchen, selbst wenn das Was­
ser aus der öffentlichen Wasserversor­
gung stammt. 

Der Strick der Bürokratie liegt 
nicht nur dem Unternehmer, son­
dern auch dem Landwirt eng um den 
Hals. Die Folgen: Mit jeder zusätzli­
chen Norm bleibt weniger Zeit für das 
Kerngeschäft.

Zu guter Letzt will die EU­Kom­
mission vorschreiben, was wo ange­
baut werden soll, und dass vier Pro­
zent der Flächen stillgelegt werden 
sollten. Sich beständig verändernde 
Rahmenbedingungen machen Investi­
tionsentscheidungen durch mangeln­
de Planungssicherheit nahezu unmög­
lich. 

Da verwundert es nicht, dass von 
2020 bis 2023 pro Jahr durchschnitt­
lich 2.600 Betriebe schlossen. Unsere 
Landwirte sind mit Herzblut dabei 
– irgendwann jedoch, ist so ein Herz 
aber auch ausgeblutet.

Der dringende Appell an die Poli­
tik lautet, die Zeichen der Zeit nicht 
zu ignorieren, sondern die Bauern von 
Bürokratie zu entlasten. Die Land­
wirtschaft benötigt ein Belastungs­
moratorium bei einer gleichzeitigen 
Entfesselungsoffensive, um unter­
nehmerische Planbarkeit zu sichern. 
Denn am Ende gilt: Von Essen wird 
man satt. Von Paragraphen nicht. ◻

Astrid Hamker
Präsidentin 
Wirtschaftsrat der CDU e.V.
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„Mit jeder zusätzlichen Norm bleibt 
weniger Zeit für das Kerngeschäft.“

Vorschriftendschungel 
für Landwirte  
endlich lichten. 

AKTUELL
Agrarwirtschaft

Fo
to

: 
A

do
be

S
to

ck
©

C
ou

nt
ry

pi
xe

l



411/2 2024 TREND

W
er sich die Statistiken 
der Schulabgänger in 
Deutschland anschaut 
erkennt ein klares Bild: 

381.000 Schüler erhielten 2023 die 
Hochschulreife, 320.000 Schüler 
machten die mittlere Reife. 1950 er­
hielten nur drei Prozent eines Jahr­
gangs das Abitur, 2023 waren es rund 
die Hälfte des Jahrgangs. Genau dies 
ist der Casus knacksus unserer Bil­
dungsproblematik. 

Mit der Hochschulreife können 
die Absolventen Spaziergangswissen­
schaften in Kassel, Namensforschung 
an der Uni Leipzig oder auch An­
gewandte Freizeitwissenschaften in 
Bremen studieren, um nur ein paar 
fragwürdige Studiengänge zu nennen. 
Schon in den ersten Grundschultagen 
verkünden Eltern heute oft stolz, das 
passende Gymnasium sei gefunden. 
Auf einem der zahlreichen Projektta­
ge, an denen wir uns als Unternehmen 
beteiligen, erklärte ein Lehrer Schü­
lern der neunten Klasse, wer bei uns 
keinen Erfolg hat, der müsse später bei 
„denen“ auf dem Bau arbeiten. 

Die deutsche Wirtschaft benötigt 
dringend gut ausgebildete junge Men­
schen, die selbstbewusst mit Freude an 
ihre Arbeit gehen. Das gelingt umso 
besser, wenn sie praktische Erfah­
rungen in ihrer Ausbildung machen. 

Natürlich gehören dazu auch eine or­
dentliche Bezahlung sowie Anerken­
nung und Wertschätzung. Genauso 
wichtig ist aber auch das gesellschaft­
liche Klima. Dies sollte Ausbildungs­
berufe mit ihren großartigen Chancen 
und Entwicklungsmöglichkeiten po­
sitiv bewerten. Doch das kommt bei 
Eltern und jungen Erwachsenen kaum 
an. Wie schaffen wir die Aufwertung 
und Anerkennung aller Bildungs­ und 
Berufsabschlüsse jenseits von Abitur 
und Hochschule?

Ein wichtiger Faktor sind starke 
Ausbildungsberufe. Nicht jede Tä­
tigkeit muss als Studienfach ausge­
schrieben sein. Unser Schul­ und 
Ausbildungssystem bietet viele Mög­
lichkeiten der Weiterbildung – diese 
Wege sollten schon ab der Grund­
schule erklärt werden. Viele Schüler 
und Eltern wissen gar nicht, welche 
Karriere­ und Verdienstmöglich keiten 
mit einer Ausbildung bestehen. 

In Europa und anderen Teilen der 
Welt versucht man unser hervor­
ragendes Ausbildungssystem nachzu­
ahmen und investiert viel Geld und 
Zeit, um ähnliche Module zu ent­
wickeln. Wir sollten diesen Vorteil 
nicht verspielen und im Gegenteil das 
System weiter stärken. Dazu gehören 
auch Schul abschlüsse ohne Hoch­
schulreife. 

Die Bildung der Neuzeit heißt 
nicht, dass Schüler 100 Gedichte aus­
wendig lernen oder Latein perfekt 
beherrschen. Kompetenzförderung ist 
das Schlagwort der Zeit. Wichtig ist es 
junge Menschen zu befähigen, in un­
serer globalisierten Welt ihren Platz 
im Arbeitsmarkt zu finden. Hier muss 
mehr auf den Bedarf von Industrie und 
Mittelstand eingegangen werden. Es 

bedarf einer ausgewogenen Mischung 
von mehr Praxistagen im Studium, ei­
ner „Wirtschaftswoche“ im Austausch 
mit der Kultusministerkonferenz und 
eine engmaschige Absprache mit ange­
passter Zielsetzung. Davon haben alle 
etwas: die Wirtschaft, die Gesellschaft 
und die jungen Leute selbst. ◻

„Schon in den ersten 
 Grundschultagen verkünden  
Eltern heute oft stolz, das passende 
Gymnasium gefunden zu haben.“

In Zeiten des Fachkräftemangels sollten wir unsere Berufsschulen und unser 
 Ausbildungssystem stärken statt nur den Fokus weiter auf das Abitur zu legen.

Simon Zschau
Gesellschafter A.C.O.S. 
Bergmann Ventures GmbH  
und Stellvertretender 
 Bundesvorsitzender 
Wirtschaftsrat der CDU e.V.
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AKTUELL
Kreislaufwirtschaft

I
n Europa sind vier Milliarden Pa­
letten im Einsatz, gut 500 Millionen 
werden jedes Jahr neu produziert, 
davon 300 Millionen als Einweg­

paletten. Derweil die EU mit dem 
Verpackungsgesetz und Deutschland 
mit der Einweg­Kunststoff­Sonder­
abgabe den Verpackungsmüll, ins­
besondere aus Kunststoff, reduzieren 
möchten, steigt bei der wichtigsten 
Transporteinheit der Einweganteil an. 
Das ist ein wirtschaftlicher Holzweg 
und ein unverantwortlicher Umgang 
mit der wertvollen Ressource Wald. 
Gemeinsam mit Partnern haben wir 
eine Technologie entwickelt, um aus 
Kunststoffverpackungen, Altholz und 
anderen Stoffen Mehrweg­Recycling­ 
Paletten herzustellen. 

Im Schnitt fallen in Europa fast 
180 Kilogramm Verpackungsmüll 
pro Kopf und Jahr an. 40 Prozent der 
Kunststoffe und 50 Prozent des Papiers 
werden in der EU zu Verpackungsma­
terialien verarbeitet. Auch wenn laut 
Umweltbundesamt 2022 die dualen 
Systeme im Durchschnitt die gesetz­
lichen Ziele für das Recycling von 
Verpackungen erreicht und teils über­
schritten haben: Dies ist nur ein Teil 
der Wahrheit. Die Conversio­Studie 
der führenden Verbände der kunst­
stoffverarbeitenden Industrie gibt an, 
dass gerade 13,7 Prozent als Rezyklat 
wiederverwertet werden. 

In Deutschland werden sechs Milli­
onen Kubikmeter Holz zu Paletten und 
Transportverpackungen verarbeitet. 
Das entspricht einem Viertel des Holz­
einschlags. Die meisten Einwegpalet­
ten landen beim ersten Empfänger im 
Abfall. Der Trend zu Holzhäusern, eine 
sich 2025 erholende Bauwirtschaft, 
Wegwerf­Konsumverhalten, die wach­
sende Bevölkerung und Wirtschafts­
sanktion gegen Holz liefernde Länder, 
lassen erwarten, dass der Rohstoff Holz 
knapper und teurer wird. 

Für die Recycling­Mehrweg­Palette 
können neben Altholz nicht trennbare 
Sekundärrohstoffe wie Papier, Papier­
verbunde/Lebensmittel Leichtverpa­

ckungen, Verbundstoffe von Geträn­
keverpackungen, Glasfaser verstärkte 
Kunststoffe, PEX­Kunststoffe, aber 
auch nicht verwendete Vlies stoffe von 
Masken verwendet werden. Alter nativ 
lassen sich auch Natur­ und Kunst­
fasern, Textilien und nahezu alle Duo­ 
und Thermoplaste verarbeitet werden. 
Durch den Einsatz von Altholz wird 
langfristig CO2 gebunden und der Be­
darf an Holz reduziert. Mischkunst­
stoff und andere Sekundärrohstoffe 
können ohne energie­, kosten­ und 
zeitaufwendigen Aufbereitungspro­
zess verwendet werden. 

Gleichzeitig wird durch die Wie­
derverwertungsquote und deutlich ge­
ringen Produktionskosten bei gleichen 
Eigenschaften gegenüber Holzpaletten 
Geld eingespart. Dieser Kostenvorteil 
kann weitergegeben werden. 

Zudem haben wir ein komplettes 
Kreislaufkonzept entwickelt. Auf ei­
nem Internetportal werden gebrauch­
te Mehrweg­Recycling­Paletten und 
Sekundärrohstoffe gehandelt, aber 
auch defekte Paletten oder Stoff­
ströme zur Verarbeitung angeboten. 
Mit  einem in die Palette integrierten 
RFID­Chip werden Standort, Mate­
rial­ und  Rezepturstatus der Palette 
verfolgt und so Logistik und andere 
Prozesse optimiert. ◻

Vom Holzweg 
abbiegen 

Willy Lutz
Geschäftsführer  
Paletten Service Lutz GmbH, 
Gründer und Geschäfts führender 
Gesellschafter  
Logistics Arts Production GmbH,  
Logistics Arts GmbH
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„Bei der wichtigsten 
 Transport einheit steigt  
der Einweganteil.“

Der Hunger der globalisierten Wirtschaft nach Paletten ist unersättlich.  
Das ist wirtschaftlich unsinnig und ein unverantwortlicher Umgang  

mit der wertvollen Ressource Wald.
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Wenn der 
Zusammenh alt von 
oben beschädigt wird

Wolfgang Steiger
Generalsekretär des  
Wirtschaftsrates der CDU e.V.

„Statt Debatten ideologisch verengt  
zu führen, müssen Ökonomie und Soziales  
mitgedacht werden.“
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nsere Gesellschaft driftet auseinander“, wird 
allenthalben beklagt. Wenn man in den 
Sozialen Medien anschaut, wie sich ver­
schiedene Lager regelrecht bekriegen, wie 

Politiker körperlich bedrängt werden, oder welche 
Hass­Demonstrationen in der Corona­Zeit und kürz­
lich von Islamisten auf den Straßen stattfanden, dann 
kann man diese Diagnose teilen. 

Mein Befund ist differenzierter: Im Gegensatz zu 
der Aufregung im Web, die oft auch künstlich mani­
puliert wird, und auch aus der Politik, stützt die Brei­
te der Gesellschaft unsere Werte und will unser Land 
stärken und voranbringen. Die Zustimmung dazu 
wird regelmäßig abgefragt und auch der Ost­West­
Vergleich spricht diese Sprache, wobei die Politik­Zu­
friedenheit freilich sinkt.

Ja, die Wahlergebnisse müssen Sorgen bereiten. 
Ist aber jeder, der AfD, die Wagenknecht­Partei oder 
Kleinparteien bei der Europawahl gewählt hat, ein 
„Nazi“, „Kommunist“, „Trumpist“, „Putinist“ oder 
schlicht „Spinner“? Da wäre ich sehr vorsichtig. Zum 
einen treiben solche Pauschalurteile durch Politik 
und Medien zusätzlich in die Arme von Populisten. 
Zum anderen sorgen sie für weitere Vertrauensverlus­
te, weil sie die eigentlichen Absichten ganzer Wähler­
gruppen als nicht legitim abqualifizieren. 

Ich rede nicht um den „heißen Brei“ herum: Zwei 
Drittel der Wähler lehnen das Verbrenner­Aus ab, 
ebenso viele das Verbot fossiler Heizungen. Eine 
klare Mehrheit ist gegen das Abschalten der letzten 
Kernkraftwerke. Gendern von oben angeordnet, von 

Medien befeuert und groteske Sprach­Stolpereien bis 
hin zu Tatorten der ARD verärgern zunehmend mehr 
Menschen. Und der „Elefant“ im Raum: Bis zu drei 
Viertel der Befragten wollen eine wirksame Begren­
zung der Zuwanderung ohne echten Asylgrund. 

Welche Antworten gibt aber die Bundesregie­
rung: Halbherzige Maßnahmen gegen Armuts mi gra­
tion, aber erleichterte Einbürgerung. Die Verbren­
ner­Technologie wird selbst für alternative Kraftstoffe 
gegenüber E­Mobilität diskriminiert. Kernkraftwerke 
werden abgeschaltet, lieber mehr Kohle verstromt. 
Das Gebäude­Energie­Gesetz wird durch Robert 
 Habeck zum „Test“ deklariert, als müsste man die 
 Resilienz der Menschen wie die von Banken prüfen. 

Grundsätzlich ist Nachhaltigkeit mehr als Klima­
schutz. Statt Debatten ideologisch verengt zu führen, 
müssen Ökonomie und Soziales mitgedacht wer­
den. Besonders für die junge Generation bedeutet 
Nachhaltigkeit aber noch mehr: Versorgungs­ und 
Arbeitsplatzsicherheit, Chancen zu Aufstieg und Ei­
gentumsbildung. Die Corona­Pandemie hat einer 
ohnehin schon geforderten Generation noch weitere 
Bürden auferlegt. Sozialversprechen der Vergangen­
heit und Gegenwart müssen sie in der Zukunft auch 
für geburtenstarke Jahrgänge erfüllen. Das jüngste 
Rentenpaket erweckt den Eindruck, als gäbe es kein 
Morgen mehr. 

So wird durch eine chaotische Politik nicht nur der 
gesellschaftliche Zusammenhalt an sich beschädigt, 
sondern auch ein Bruch zwischen den Genera tionen 
befördert. ◻
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Die Wirtschaftswende ist eines der großen Sorgenkinder der Am­
pel­Koalition. In der Bundesfachkommission Arbeitsmarkt und 
Alterssicherung standen angesichts des Fach­ und Arbeitskräfte­
mangels in Deutschland deshalb Themen wie die Steigerung der 
Arbeitsanreize, die Stärkung der Arbeitskräftebasis durch eine 
höhere Frauenerwerbsquote sowie die Not­
wendigkeit einer langfristig höheren 
Geburtenrate im Fokus. Während 
der Sitzung war einer der größten 
Kritikpunkte der Kommissions­
mitglieder der enorme Anstieg der 
Kosten für die Alterssicherung, so­
fern das Rentenniveau langfristig 
auf eine Untergrenze von 48 Pro­
zent festgelegt werde und Struktur­
reformen ausblieben. Umso bedeut­
samer werde das Renteneintrittsalter, um 
Einzahlungen und Auszahlungen des Rentensystems im Lot zu 
halten. Der stellvertretende Vorsitzende der FDP­Fraktion Dr. Lu­
kas Köhler MdB versichert, der vorliegende Gesetzentwurf zum 
Rentenpaket II müsse noch deutlich hin zu mehr Tragfähigkeit 
angepasst werden, damit dieser für die FDP zustimmungsfähig 
sei. Auf Nachfrage nach der Umsetzung der Vorschläge der Fokus­
gruppe Altersvorsorge erläutert Dr. Lukas Köhler MdB, diese soll­
ten im Rentenpaket III aufgegriffen werden, das sich aktuell in der 
Ressortabstimmung befinde. Ein entsprechender Gesetzentwurf 
sei für den Zeitraum Frühsommer bis Sommer zu erwarten. ◻ Fo

to
: 
H

an
s 

C
hr

is
ti

an
 P

la
m

be
ck

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

Wirtschaftsrat überreicht Positionspapier zur KI-Regulierung an hessische Digitalministerin 

ENERGIE

Highlight-Talk mit RWE-Chef Dr. Markus Krebber

ARBEITSMARKT UND ALTERSSICHERUNG

Alterssicherung – ja! Aber nicht um jeden Preis. 
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▪▪▪ NEUES AUS DEN KOMMISSIONEN ▪▪▪

Technologieoffenheit ist der Hebel für wirtschaftlichen Wohlstand 
und Fortschritt. Künstliche Intelligenz ist hierbei die große 
Chance für neue technologische Errungenschaften und 
Produktivität. Nachdem die europäische KI­Verord­
nung beschlossen ist, gilt es jetzt eine unterneh­
mens­ und chancenorientierte Umsetzung in 
Deutschland zu forcieren. Die Mitglieder der 
Bundesfachkommission Künstliche Intelligenz 
und Wertschöpfung 4.0 im Wirtschaftsrat ka­
men auf der Hannover Messe zusammen, um 
Präsenz zu zeigen und mit hochkarätigen Per­
sönlichkeiten aus Politik und Wirtschaft über die 
Anliegen der Wirtschaft zu sprechen. 

Die Kommission unter dem Vorsitz von Chris­
tian Korff, Mitglied der Geschäftsführung bei Cisco 
Deutschland, überreichte auf der Messe der hessischen Di­
gitalministerin Prof. Dr. Kristina Sinemus ein Fünf­Punkte­Papier 
zur Umsetzung einer KI­Regulierung. Gemeinsam mit der Minis­

Die deutsche Energiepolitik ist eines der 
großen Mammutprojekte der Ampelregie­

rung. Versorgungssicherheit, Bezahl­
barkeit von Strom und der Schutz des 
Klimas sind hierbei die tragenden Säu­
len und müssen Hand in Hand gehen. 
In der Highlight­Videokonferenz des 
Wirtschaftsrates sprach Moderator Jens 

Henning Fischer mit dem Vorstandsvor­
sitzenden der RWE AG, Dr. Markus Kreb­

ber, über genau diese Themen und wie die 
RWE AG als einer der größten Energie erzeuger 

Deutschlands, ihren Beitrag zum Vorhaben der Ampel leistet. 
Dr. Markus Krebber bekräftigte das klare Commitment der 

RWE AG zur Dekarbonisierung und skizzierte die umfangrei­
chen Investitionen des Konzerns in erneuerbare Energien. Auch 
der vorgezogene Ausstieg aus der Braunkohle 2030 sei für RWE 
unverrückbar. Das Unternehmen werde sich darüber hinaus im 
Rahmen der Kraftwerkstrategie der Bundesregierung für den 
Bau von wasserstofffähigen Gaskraftwerken bewerben, sofern die 
Ausschreibungsbedingungen dies möglich machten. Dr. Markus 
Krebber wies aber auch darauf hin, dass die Zeit für die Planung 
und den Bau dieser Kraftwerke immer knapper werde. Über 600 
Mitglieder verfolgten die einstündige Videokonferenz live im Netz 
und sorgten mit ihren über 70 Fragen über den Chat für einen 
interaktiven Diskurs. ◻

terin war man sich einig: Es braucht eine chancenfreundliche und 
im höchsten Maße europakompatible Umsetzung der Regulie­

rung. Das Ziel muss sein, die Anwendung von KI­Tech­
nologien in der Wirtschaft nicht nur zu fördern, son­

dern zu beschleunigen. Nach dem Austausch mit 
Prof. Dr. Sinemus hat die Bundesfachkommissi­
on den Austausch mit ausgewählten Unterneh­
men an den Ständen der Hannover Messe fort­
gesetzt. Mit Anbietern von KI­Lösungen, aber 
auch Anwendern aus der Industrie konnten die 
relevanten Themen – KI und Daten –  erörtert, 

und die Potentiale von Technologien für Ge­
schäftsmodelle und Wettbewerbsfähigkeit der 

Unternehmen veranschaulicht werden. Die Präsen­
tationen und Gespräche stießen auf großes Interesse 

aller Teilnehmer, die Unternehmen begrüßten die Präsenz 
des Wirtschaftsrates vor Ort bei der wichtigsten Industriemesse 
Deutschlands. ◻
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Entwaldungsfreie Lieferketten sind eine der großen Herausfor­
derungen des modernen Handels, nehmen aber gleichzeitig auch 
die Ernährungswirtschaft in eine neue Sorgfaltspflicht. In der 
Bundesfachkommission Handel, Ernährung und Verbraucher­

schutz wurde diese Lieferkettenproblematik 
zum Hauptthema gemacht. Betroffene 

Unternehmen müssen sicherstellen, 
dass in Verkehr gebrachte rele­

vante Rohstoffe oder Erzeugnis­
se entwaldungsfrei sind, gemäß 
den Rechtsvorschriften des 
Erzeugerlandes erzeugt wur­
den und dafür eine Sorgfalts­
erklärung vorliegt nach Art. 3 

EUDR – anderenfalls besteht ein 
Verkaufsverbot. Die Bundesanstalt 

für Landwirtschaft und Ernährung 
ist die zuständige Aufsichtsbehörde und 

führt Kontrollen bei Marktteilnehmern und Händlern durch. 
Weiterhin kritisierte die Kommission gegenüber Dr. Gero 

 Hocker MdB, dem Sprecher für Landwirtschaft und Ernährung 
der FDP­Bundestagsfraktion, dass die technischen Vorausset­
zungen zur Meldung der Geodaten fehlten und der Zeitplan der 
EU zur vollständigen Implementierung des IT­Systems mit zwei 
Wochen vor  Inkrafttreten, wesentlich zu knapp bemessen sei. Die 
Hauptforderung der Teilnehmer der Bundesfachkommission: 
Die  Übergangszeit müsse um mindestens 24 Monate verschoben 
 werden. ◻
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HANDEL, ERNÄHRUNG, VERBRAUCHERSCHUTZ

Lieferkettenproblematik im Fokus

SICHERHEIT UND VERTEIDIGUNG

Investitionen in Sicherheit sind zwingend
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In einer Welt, die zunehmend von Konfronta­
tion geprägt ist, ist unsere globale Präsenz 
essenziell, um unsere Interessen durch­
zusetzen. Die Bundesarbeitsgruppe 
Sicherheits­ und Verteidigungspolitik 
tauschte sich deshalb mit dem Staats­
minister des Auswärtigen Amts, Dr. To­
bias Lindner MdB, und Roderich Kie­
sewetter MdB, dem Obmann der CDU/
CSU­Bundestagsfraktion im Auswärtigen 
Ausschuss, aus. Dr. Tobias Lindner mahnte, 
dass Deutschland deutlich mehr in seine Sicherheit 
investieren müsse und betonte, dass Investitionen in die Bundes­
wehr nur ein Teil des notwendigen Sicherheitsbedarfes decken 
würden. Der Schutz vor Desinformationen im In­ und Ausland 
sowie der Aufbau einer gesamtgesellschaftlichen Resilienz müss­
ten ebenfalls gestärkt werden. Vor allem digitale Angriffe seien das 
Hauptproblem, dem sich Deutschlands Sicherheit zu stellen habe. 

Roderich Kiesewetter MdB hob die Neuvermesserung der 
 geopolitischen Außen­ und Sicherheitspolitik hervor. Der Wes­
ten habe mit der „CRINK“­Allianz, einem Zusammenschluss 
aus  China, Russland, Iran und Nordkorea, einen großen Feind. 
Schlüsselfigur hierbei sei Russland mit seinen Spaltungsversu­
chen für NATO und Gesellschaft. „Die größte Bedrohung liegt in 
unserer eigenen Unfähigkeit, dieser Allianz mit Einigkeit zu be­
gegnen“, erklärt  Kiesewetter. Nur mit einer gemeinsamen Strate­
gie als  Allianz  regelbasierter Staaten, kann sich der Westen gegen 
„CRINK“  effektiv verteidigen. ◻

In einer Highlight­Videokonferenz des Wirtschaftsrates beka­
men die Mitglieder ein „Zwei für Eins“­Paket an hochkarätigen 
 Gästen – den CDU­Vorsitzenden Friedrich Merz MdB und sei­
nen  Generalsekretär Dr. Carsten Linnemann MdB. Beide spra­
chen über die programmatische Neuausrichtung der Union. 
„Die CDU ist marktwirtschaftlicher und konservativer 
geworden und das ist auch gut so“, attestierte Dr. Cars­
ten Linnemann der Union und führte die deutlich 
besseren Um fragewerte ins Feld, die kein Vergleich 
mehr seien zur katastrophalen Wahlpleite von 
2021. Das erklärte Ziel der Christdemokraten für 
die Wahl 2025 sei deshalb klar: absolute Mehrheit 
erringen. 

Dr. Linnemann erklärte, dass das Grundsatz­
programm der CDU mit der SPD und den Grü­
nen nicht umsetzbar und eine Koalition mit der AfD 
definitiv ausgeschlossen sei. „Wir stehen mit unserem 
neuen Grundsatzprogramm für die drei Kernwerte Techno­
logieoffenheit, Leitkultur und Soziale Marktwirtschaft“, sagt der 
CDU­Generalsekretär. So solle die Rolle des Staates darin beste­
hen, Rahmenbedingungen zu schaffen, unter denen sich technolo­
gische Entwicklungen frei entfalten könnten. Der Wiedereinstieg 

in die Kernenergie sei in diesem Zusammenhang der richtige 
Schritt. Zudem könne eine Gesellschaft ohne eine Leitkultur, an 
der sie sich orientiere, nicht überleben. 

Nach Carsten Linnemanns Impulsen wurde der metaphorische 
Staffelstab an Friedrich Merz weitergereicht. Der CDU­Vorsit­

zende betonte, dass die Sicherung der Wettbewerbsfä­
higkeit oberste Priorität habe und Deutschland vor 

allem an drei Hebeln ansetzen müsse. Erstens müsse 
die Energiekrise gelöst werden. Eine Senkung der 
Energiesteuern sei das Gebot der Stunde. Außer­
dem müsse Deutschland alle verfügbaren Ener­
giequellen nutzen. Um Bürokratie abzubauen, sei 
außerdem eine Reduzierung der Berichtspflichten 
notwendig. Zudem müssten EU­Richtlinien ohne 

zusätzliche Bürokratie und Vorgaben auf nationaler 
Ebene umgesetzt werden. Als letzten wichtigen Punkt 

nannte Friedrich Merz MdB die Verlässlichkeit der poli­
tischen Rahmenbedingungen für die Wirtschaft. „Die deut­

sche Wirtschaft kann viel aushalten. Die Unzuverlässigkeit der 
politischen Rahmenbedingungen, Richtlinien und Verordnungen, 
weil sie sich ständig ändern, kann die Wirtschaft aber nicht ver­
kraften. Das ist Gift für die Unternehmen“, so Merz. ◻

HIGHLIGHT-TALK

Friedrich Merz MdB und Dr. Carsten Linnemann MdB stellen sich den Fragen der Unternehmer
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Auf dem Jungen Wirtschaftstag  
diskutieren junge Unternehmer 

aus ganz Deutschland mit 
 Vertretern aus Politik und 

 Wirtschaft die Themen, die ihnen 
unter den Nägeln brennen.

Junger Wirtschaftsrat 
kritisiert Rentenpaket II

D
er Junge Wirtschaftsrat forderte auf seinem Jungen 
Wirtschaftstag eine Kurskorrektur in der Renten­
politik. „Der SPD­Wahlkampfslogan ‚Respekt für 
Dich‘ ist zur völligen Farce verkommen. Die ehr­

liche Variante wäre: ‚Respekt für die über 60­Jährigen und 
alle anderen sind uns wurscht‘“, sagte die wiedergewählte 
Bundesvorsitzende des Jungen Wirtschaftsrates, Caroline 
Bosbach. „Das Rentenpaket II ist ein Schlag ins Gesicht 
für junge Unternehmer und Erwerbstätige. Die Kosten der 
demografischen Entwicklung einseitig bei denen abzula­
den, die keinerlei Schuld an dem desaströsen Zustand der 

Rentenkassen tragen, ist mehr als unfair und lässt Zweifel 
am Generationenvertrag aufkommen. Es ist offensichtlich, 
dass es den Ampelpolitikern ausschließlich um kurzfristige 
Wahlerfolge bei älteren Wählern geht. Eine gerechte Lösung 
sieht anders aus.“ 

Auch für den Wirtschaftsstandort Deutschland befürch­
tet Caroline Bosbach harte Wohlstandseinbußen. „Es ist 
unverantwortlich, wie die Bundesregierung dadurch auch 
die Kosten für Arbeit immer weiter in die Höhe treibt. In 
Deutschland produzierende Unternehmen leiden bereits 

an einem international nicht mehr wettbewerbsfähigen 
 Energiepreis, die Wirtschaft insgesamt an überborden­
der Bürokratie und der schleppend voranschreitenden 
 Digitalisierung. Investoren haben deshalb immer weniger 
Lust auf den Standort Deutschland. Die rasant steigenden 
 Arbeitskosten werden diesen Trend weiter verschärfen mit 
mas siven Auswirkungen auf Wachstum und Wohlstand in 
unserem Land“, warnte Caroline Bosbach.

Auf dem Jungen Wirtschaftstag wurde der Bundesvor­
stand des Jungen Wirtschaftsrates neu gewählt. Neben 
der wiedergewählten Caroline Bosbach komplettieren der 
 Unternehmer Simon Zschau, Gesellschafter und Prokurist 
der ACOS Bergmann Unternehmensgruppe und Thomas 
Duesmann, Leiter des Projektmanagements bei Steinway & 
Sons, als stellvertretende Bundesvorsitzende den Vorstand.

Der Junge Wirtschaftsrat ist die Plattform für den Dialog 
zwischen Wirtschaft und Politik. Er rekrutiert seine Mit­
glieder aus Führungskräften und Unternehmern bis 35 Jah­
re, die gesellschaftliches Engagement in enger Anbindung 
an politische Entscheidungsträger umsetzen wollen. Als 
Denkfabrik erarbeiten die über 800 Mitglieder des Jungen 
Wirtschaftsrates Lösungsvorschläge und Forderungen der 
jungen Generation und kommunizieren diese an politische 
Entscheidungsträger aller Parteien. Neben der persönlichen 
Vernetzung der verschiedenen Generationen innerhalb des 
Wirtschaftsrates fungiert die Jugendorganisation des Wirt­
schaftsrates vor allem als kreative Ideenschmiede. ◻

„Die junge Generation ist nicht  
der Goldesel der Republik.“ 

Bundesvorsitzende Caroline Bosbach
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I
n welche Technologie soll ich investieren?“ Diese Frage 
stellen sich Unternehmer aus allen Branchen dieser Tage. 
Die Wirtschaft hat ihre Investitionen aufgrund der hohen 
Energiepreise in fast allen Bereichen deutlich zurück­

gefahren, weil viel Unsicherheit über die weitere Entwick­
lung herrscht. Die vielfach gleichgelagerten Probleme ener­
gieintensiver Unternehmen muss die Politik beschäftigen, 
damit diese Branchen nicht ins Ausland abwandern. 

Bereits zum 22. Mal lud der Wirtschaftsrat deshalb die 
Spitzen der Wirtschaft, Politik und Wissenschaft zu seiner 
Klausurtagung Energie­ und Umweltpolitik in Berlin ein. 
Die rund 200 Geschäftsführer und Vorstände von Unter­
nehmen aus allen Bereichen der Energiewirtschaft und 
 Industrie diskutierten ernsthaft und engagiert, in welche 
Richtung die Energiewende in Deutschland gehen sollte, 
damit Strom sicher, bezahlbar und nachhaltig sein kann. 

„Nur wenn wir Klimaschutz und Wohlstandserhaltung 
miteinander kombinieren, werden andere Volkswirtschaf­
ten sich uns anschließen und uns folgen.“
Astrid Hamker
Präsidentin des Wirtschaftsrates der CDU e.V.

„Wir werden die Emissionen senken und Erfolge für  
die europäische Industrie und die Bürger ermöglichen.“
Wopke Hoekstra
EU-Kommissar für Klimaschutz (s. S. 24)

„Wir brauchen eine kluge Energiepolitik für Deutschland. 
Bezahlbarkeit, Versorgungssicherheit, Nachhaltigkeit –  
das Dreieck ist legendär. Aber derzeit ist Nachhaltigkeit 
ideologisch im Mittelpunkt, Versorgungssicherheit mit 
Fragezeichen, Bezahlbarkeit mit zwei Fragezeichen.“
Günther H. Oettinger
EU-Kommissar a. D. und Ministerpräsident a. D. (s. S. 32)

„Als Physiker bin ich überzeugt, dass Wasserstoff eine 
Schlüsselrolle bei der Energiewende spielen wird. Ohne 
diesen Energieträger und seine Derivate ist eine erfolgrei­
che Transformation der Energiesysteme kaum vorstellbar.“
Till Mannsmann MdB
Innovationsbeauftragter „Grüner Wasserstoff“ 
im Bundesministerium für Bildung und Forschung

Klausurtagung Energie-  
und Umweltpolitik 2024
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Die Energiepolitik in Deutschland ist ein zentrales Thema, das viele Unternehmen  
vor  existenzielle Fragen stellt. Die Herausforderungen sind vielfältig und der  
Ruf nach einer Neuausrichtung wird immer lauter. Vor diesem Hintergrund sieht  
sich der Wirtschaftsrat gefordert, auf seiner traditionellen Energieklausur einen 
 konstruktiven Austausch zwischen Wirtschaft, Politik und Wissenschaft zu  organisieren, 
um gangbare Lösungen auszuloten. 

„Wir sind bei der Elektromobilität zu stark von China 
abhängig. Die Unternehmen haben es in der Hand,  
ihre Bezugsquellen zu diversifizieren.“
Dr. Erik Eschen
Geschäftsführer, Vacuumschmelze GmbH & Co. KG

„Für gelungene marktwirtschaftliche Transformationen  
gibt es in der deutschen Wirtschaftsgeschichte  
eindrucksvolle Beispiele. Deshalb mein Appell:  
Ohne Marktwirtschaft kann und wird die Transformation 
nicht gelingen!“
Wolfgang Steiger
Generalsekretär des Wirtschaftsrates der CDU e.V.

„Die Energiewende ist eine Mammutaufgabe,  
aber auch eine riesige Chance für Europa.“
Prof. Dr. Veronika Grimm
Mitglied des Sachverständigenrates der Bundesregierung  
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung  
und Professorin für Energiesysteme und Marktdesign  
an der Technischen Universität Nürnberg (s. S. 30)

„Technologieoffenheit ist entscheidend  
für die Dekarbonisierung des Wärmesektors.“ 
Daniel Föst MdB
Mitglied im Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, 
 Bauwesen und Kommunen, FDP-Bundestagsfraktion

„Die Bundesregierung ignoriert die aktuelle Situation 
in der Wirtschaft und will die Realität nicht wahrhaben.“
Fabian Gramling MdB
Mitglied im Ausschuss für Klimaschutz und Energie, 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion

„Wir brauchen Unterstützung durch die Politik:  
durch klare und verlässliche Rahmenbedingungen.“
Anna Jasper-Marten
Geschäftsführerin, E.ON Energy Infrastructure Solutions 
Deutschland

„Wir sind davon abhängig, dass Deutschland  
ein führender Industriestandort mit attraktiven 
 Rahmenbedingungen bleibt.“
Dr. Christian Bruch
Vorsitzender des Vorstands der Siemens Energy AG (s. S. 26)

Klausurtagung Energie-  
und Umweltpolitik 2024
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W
er Sirko Scheffler trifft, 
hat einen ruhigen Mann 
vor sich, der sich jede 
Antwort gut überlegt. 

Diese Verbindlichkeit kommt nicht 
irgendwo her: als Geschäftsführer ei­
nes IT­Unternehmens aus Merseburg, 
das sich auf die Digitalisierung der 
Verwaltung spezialisiert hat, ist eine 
110­prozentige Arbeitsweise nicht 
verhandelbar. Den Wirtschaftsinfor­
matiker zeichnet zudem eine große 
Heimatverbundenheit aus. Nur für 

seinen Zivildienst hat er seine säch­
sisch­anhaltinische Heimat für län­
gere Zeit verlassen. Doch gerade weil 
ihm die Welt offen stand, hat er sich 
dafür entschieden, bei der eigenen 
Existenzgründung voll auf die Stärken 
der Heimat zu bauen. 

Für Sirko Scheffler ist Sachsen­An­
halt ein lebendiges und innovations­
freudiges Land. Sein Ziel als Landes­
vorsitzender im Wirtschaftsrat ist es, 
seine Heimat als Wirtschaftsstandort 
attraktiver zu gestalten und innovative 
Köpfe zur Ansiedelung zu bewegen. 
Das ist angesichts einiger Heraus­

forderungen aber kein Selbstläufer. 
Das Land steht mit einem doppelten 
Strukturwandel vor großen Umwäl­
zungen. Zuerst ist da die Digitalisie­
rung, an der der IT­ler aus Merseburg 
selbst an vorderster Front alles gibt, 
um Verwaltung, staatliche Strukturen 
und Infrastruktur fit für die Zukunft 
zu machen. Zweitens kommt mit dem 
Kohleausstieg eine weitere Baustelle 
hinzu, die eine neue Perspektive für 
Innovation und Aufbruch erfordert. 

Dabei kommt die Großinvestition 
von Intel im Raum Magdeburg gera­
de richtig. „Dieses Investment bietet 

„Sachsen-Anhalt muss 
 innovative Köpfe  

anziehen“

Text:  Jan Ulrik Heydorn
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neue Dimensionen der wirtschaftli­
chen Entwicklung“, stellt Sirko Scheff­
ler fest. Wichtig für seinen Landes­
verband im Wirtschaftsrat ist es jetzt, 
die Rahmenbedingungen gut auszu­
handeln und die Synergieeffekte zu 
nutzen, die eine solche Chipfabrik mit 
sich bringt. Aber ganz perfekt ist na­
türlich auch diese Entwicklung nicht, 
findet der Unternehmer: „Das Beispiel 
Intel ist zwar toll für den Standort 
und seine Entwicklung, künftig muss 
aber das Land selbst so wirtschaftlich 
attraktiv werden, dass Unternehmen 
von sich heraus in Sachsen­Anhalt in­
vestieren und nicht nur wenn massive 
Subventionen gezahlt werden.“ Ein 
gutes Beispiel dafür sei der Papierher­
steller UPM, der ganz ohne Subven­
tionen für eine Milliarde Euro einen 
Standort in Merseburg aufbaut.

Um für kleine, mittlere wie auch 
große Unternehmen für gute Rah­
menbedingungen zu sorgen, ist es für 
den neuen Landesvorsitzenden ganz 
selbstverständlich, dass die Verwal­
tung in Sachsen­Anhalt digital neu 
aufgestellt wird. Dabei erwartet Sir­
ko Scheffler massive Verbesserungen 
nicht nur für die Unternehmen, son­
dern auch für Bürger, die Sachsen­An­
halt für ihre Zukunft neu entdecken 
und als kluge Köpfe vielleicht eine 
neue Heimat in der Mitte Deutsch­
lands finden.

Die Vorteile seine Landes liegen für 
Scheffler auf der Hand: Sachsen­An­
halt hat mit die größte Anzahl an Welt­
kulturerbestätten in ganz Deutsch­
land. „Hier verbinden sich Tradition 
und Zukunft.“ Sein IT­Unternehmen 
sitzt nicht zufällig in Merseburg, wo 
mit Kaiserpfalz und Universität In­
novation und Transformation bereits 
historisch zusammen angelegt sind.

„Infrastrukturell ist Sachsen­An­
halt phänomenal gut aufgestellt“, sagt 
Sirko Scheffler. In einigen Gegenden 

des Landes ist die Anbindung regel­
recht hervorragend. In Halle entsteht 
mit dem Zukunftszentrum „Deutsche 
Einheit“ ein Knotenpunkt für Züge, 
der bis zu eine Million Besucher am 
Tag abfertigen kann. Berlin, München 
und Frankfurt liegen jeweils nur we­
nige Stunden voneinander entfernt. 
Was jedoch fehlt, ist der Anschluss 
von Magdeburg an das Streckennetz 
der Bahn. Scheffler: „Hier gibt es dann 
doch noch Baustellen, denn Magde­
burg ist die einzige Landeshauptstadt, 
die nicht via ICE erreichbar ist. Früher 
war das durchaus der Fall.“ Hier hofft 
der neue Landesvorsitzende jedoch 
auf Synergieeffekte und Aufbruchs­
signale aus der Ansiedelung von Intel 

und wird auch weiter dafür werben, 
dass das Thema wieder auf die poli­
tische Tagesordnung kommt. 

So kommt für Scheffler alles zu­
sammen: Ein Land, in dem Tradition 
und Innovation Hand in Hand gehen 
und Infrastruktur beste Möglichkei­
ten für Unternehmen bietet. Für ihn 
geben starke Impulse den Takt einer 
immer neuen Begeisterung für den 
Fortschritt vor. Deshalb wird sich der 
Wirtschaftsrat in Sachsen­Anhalt mit 
seinem Engagement stark machen, für 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
im Land, die Investitionen ganz von 
alleine so attraktiv machen, dass am 
Wirtschaftsstandort kein Weg mehr 
vorbei führt. ◻

Sirko Scheffler 
ist Geschäftsführer der brain-SCC GmbH, einem IT- und Medien-
dienstleister für Länder, Landkreise und Kommunen. Sein Unter-
nehmen verfügt über umfassende Kompetenzen bei der Umsetzung 
von Internetportalen, Geo informationssystemen, E-Government-
lösungen sowie mobilen Anwendungen. Für den Wirtschaftsrat 
engagiert sich Sirko Scheffler seit Mai 2023 im  Bundesvorstand 
und seit Dezember 2023 als Vorsitzender seines sachsen- 
anhaltinischen Landesverbandes.
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„Man muss Strukturen 
entwickeln, die zukunfts-

gewandt sind und das 
 wirtschaftliche  

Wachstum fördern.“

WIRTSCHAFTSRAT
Engagement
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Rückblick  Einblick Ausblick Um mögliche Ansätze zur Wiederbelebung der wirtschaft-
lichen Dynamik zu diskutieren, hatte der Wirtschaftsrat 
in Sachsen zu seinem Wirtschaftstag „Sachsens wirt-
schaftspolitische Agenda?!" Michael Kretschmer MdL, 
Ministerpräsident des Freistaates Sachsen sowie Carsten 
Ellermeier, CEO der PRETTL Electronics Gruppe Rade-
berg eingeladen, die beide für „Klartext“ und „Weitblick“ 
 stehen. 

Der Ministerpräsident setzt klar auf Wachstum und 
Wettbewerb. Die Technologieoffenheit und die forschungs-
getriebenen Innovationen seien unerlässlich für wirtschaft-
liche Prosperität. Die Technikbegeisterung sei bereits in 
der Vorschule zu wecken. Ferner wurde in Sachsen der 
„Meisterbonus“ verdoppelt, um auch das Handwerk zu-
kunftssicher aufzustellen. Die Zuschüsse für die Sächsi-
schen Hochschulen wurden in gemeinsamer Aktion mit 

Staatsminister Sebastian Gemkow gesichert. Die beiden 
Großforschungsinstitute DZA und CTC, gemeinsam mit 
dem für Bautzen geplanten Bauforschungszentrum, wer-
den wichtige Anreize für Forscher und Unternehmer aus 
aller Welt setzen. Aber auch Autonomes Fahren, KI und 
Kälteforschung werden in Zukunft eine große Rolle in 
Sachsen spielen. 

Starke Kritik an Bundesminister Habeck sowie augen-
öffnende Erkenntnisse hinsichtlich der Ansiedlung der 
Chip-Giganten Intel in Magdeburg sowie von TSMC in 
Dresden gingen von Carsten Ellermeier aus. 

Der Wirtschaftsrat übergab außerdem Ministerpräsi-
dent Kretschmer offiziell sein „Acht-Punkte-Programm“ 
als Empfehlung für die Legislaturperiode. Dieses setzt klar 
auf Technologieoffenheit ohne ideologische Verfälschun-
gen in der Energiepolitik, auf den Industriestandort Sach-
sen und Deutschland.

Im Angesicht der aktuellen Krisen forderte Daniel Günther, 
CDU-Landesvorsitzender und Ministerpräsident in Schles-
wig-Holstein, einen Mentalitätswechsel in Deutschland 
und sprach sich dafür aus, den Menschen dies ehrlich zu 
sagen: „Jetzt wäre die Zeit, um den Leuten schonungslos 
und ehrlich zu sagen, dass wir in einer Situation sind, in 
der wir nicht in Lethargie verfallen dürfen. Zu glauben, 
dass nach den vielen Krisen wieder Normalität in Deutsch-
land einziehen wird, ist eine völlige Illusion.“ Die der-
zeit geführten Diskussionen hätten nichts mehr mit den 
 Herausforderungen zu tun. 

Als Beispiel führte Daniel Günther etwa den Fach- und 
Arbeitskräftemangel an. Es könne niemand beiseitegelas-
sen werden. Die Menschen müssten dazu gebracht wer-
den, eine Arbeit aufzunehmen und dazu bereit sein, bis 
ins höhere Alter beruflich tätig zu sein. „Wir belügen uns 
mit Debatten, die wir über Renten führen, in die wir Steu-
ergelder ohne Ende pumpen und alle miteinander wissen, 
dass wir eigentlich auf niemanden verzichten können“, er-
klärte er und ergänzte: „Wir reden die ganze Zeit über die 
35-Stunden-Woche und die Vier-Tage-Woche und sind alle 
nur noch im Homeoffice unterwegs. Das ist alles schön 
und gut, aber glaubt jemand, wenn wir diese Mentalität 
nicht zu einem Wandel bringen, dass wir irgendwie die He-
rausforderungen der Zukunft bestehen werden?“ Es müs-
se auch mal wieder ausgesprochen werden, dass Leistung 
sich lohnt. 

Der Landesverband – vertreten durch Carsten Ellermeier, Dr. Dirk Schröter und 
Dr.  Dino Uhle – überreicht Ministerpräsident Michael Kretschmer ein Acht- 
Punkte-Programm als Empfehlung für die nächste Legislaturperiode.

Daniel Günther spricht beim Wirtschaftsrat in Hamburg
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Sachsen
Wirtschaftstag mit Ministerpräsident  
Michael Kretschmer MdL

 

Hamburg
Politischer Lunch mit Schleswig-Holsteins  
Ministerpräsident Daniel Günther
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Mehr als 300 geladene Gäste folgten der Einladung, 
um gemeinsam mit dem Generalsekretär der FDP, Bijan 
Djir-Sarai, über die aktuelle politische Situation sowie 
die wirtschaftliche Lage in Deutschland zu debattieren. 
Bevor jedoch der Ehrengast ans Mikrofon trat, eröffnete 
Joachim Rudolf, Landesvorsitzender des Wirtschaftsrats 
Baden-Württemberg, die Veranstaltung und forderte die 
Bundesregierung dazu auf, endlich wieder zu einer bürger-
nahen Politik zurückzukehren und den radikalen Kräften 
den Wind aus den Segeln zu nehmen.

Nach einem Grußwort des Gastgebers, dem Office 
Managing Partner von Ernst & Young Stuttgart, Andreas 
Keim, durfte sich die illustre Gästeschar auf Bijan Djir- 
Sarai freuen. Dieser betonte, dass seiner Partei die zahl-
reichen Unternehmen im Ländle besonders am Herzen 

lägen. Auch sei sich die Ampel-Regierung der schwierigen 
ökonomischen Situation und den damit einhergehenden 
Herausforderungen für die Betriebe, die sich auf Grund 
der hohen Energiekosten teils gezwungen sehen würden, 
ihre Produktion ins Ausland zu verlagern, bewusst, und 
ziehe daher Maßnahmen in Erwägung, die heimische Wirt-
schaft zu entlasten. Daher erwarte er, dass die akute kon-
junkturelle Schrumpfung bald aufgehalten und das Ruder 
langfristig gesehen wieder herumgerissen werden könne.

High Fashion in „The Länd“ –  
Was macht HUGO BOSS erfolgreich?
Zum Jahresauftakt hatte die Sektion Reutlingen-Tübingen 
Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut, Ministerin für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus des Landes Baden-Württemberg zu 
einem Impuls und einer Podiumsdiskussion mit Dr. Jan 
Wintjes, Senior Vice President Omnichannel bei HUGO 
BOSS in die HUGO BOSS AG in Metzingen eingeladen. 
Die Ministerin dankte der Hugo Boss AG für das Bekennt-
nis zum Standort Metzingen, der durch hervorragende Ar-
beitsbedingungen vorbildlich bei Gewinnung und Bindung 
von Fachkräften sei. Durch eine gute Unternehmenskultur 
sei es Hugo Boss gelungen, sich trotz herausforderndem 
Umfeld erfolgreich zu wandeln. 

v.l.n.r. Lisa Sachau, Geschäftsführerin der familiengeführten Teppich-Kibek GmbH, 
Johannes Kalläne, Sektionssprecher Lübeck, Astrid Hamker, Präsidentin des 
 Wirtschaftsrates, Friederike C. Kühn, Geschäftsführende Gesellschafterin MWS Werbe-
agentur GmbH

WIRTSCHAFTSRAT
Aus den Ländern

v.l.n.r. Andreas Keim, Office Managing Partner von Ernst & Young Stuttgart, Bijan 
Djir-Sarai, Generalsekretär der FDP, Joachim Rudolf, Landesvorsitzender des Wirt-
schaftsrats Baden-Württemberg

v.l.n.r. Carolin Westermann, Leiterin Corporate Communications der HUGO BOSS AG; 
Dr. Jan Philipp Wintjes, Executive Vice President, Omnichannel der HUGO BOSS AG; 
Manuel Hailfinger MdL, Abgeordneter des Wahlkreises Hechingen-Münsingen; Michael 
Donth MdB, Abgeordneter des Wahlkreises Reutlingen; Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut 
MdL, Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau des Landes Baden-Würt-
temberg,Silke Kurz, Sprecherin WR Sektion Reutlingen-Tübingen und Geschäfts-
führende Gesellschafterin der Steuerberater- und Rechtsanwaltskanzlei Kurz; Joachim 
Rudolf, Landesvorsitzender des WR Baden-Württemberg und Geschäftsführer der 
 Rudolf Lichtwerbung GmbH
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Baden-Württemberg
FDP-Generalsekretär Bijan Djir-Sarai MdB  
liegen Unternehmen im Ländle am Herzen

Danach spannte die Ministerin den Bogen zur gesamt-
wirtschaftlichen Situation, die bei vielen Akteuren durch 
fehlende Risiko- und Entwicklungsbereitschaft gekenn-
zeichnet sei. Deutschland habe ein starkes Fundament, 
aber die Rahmenbedingungen müssten stimmen. Hausge-
machte Probleme wie Arbeits- und Energiekosten, Steu-
ergestaltung und demographischer Wandel sollten zudem 
klar benannt werden, um Veränderungsdruck aufzubauen 
und die internationale Wettbewerbsfähigkeit wieder zu ver-
bessern.

Die Rolle der Frau in der Wirtschaft ist ein Thema von 
großer gesellschaftlicher Bedeutung und Gegenstand fort-
laufender Debatten. Dabei reicht die Bandbreite von der 
Unterrepräsentation in Führungspositionen über die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf bis hin zu ungleichen Ge-
haltsstrukturen. Vor diesem Hintergrund organisierte der 
Wirtschaftsrat in Lübeck eine Veranstaltung mit dem Titel 
„Frauen in der Wirtschaft – Potenziale und Hemmnisse“. 
Auf dem Podium: Astrid Hamker, Wirtschaftsrat-Präsiden-
tin, Friederike C. Kühn geschäftsführende Gesellschafterin 

Schleswig-Holstein
Frauen in der Wirtschaft – 
Diskussion mit Präsidentin Astrid Hamker
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Saarland
Bundesverfassungsrichter Peter Müller 
spricht auf dem Kaminabend

Nordrhein-Westfalen
Unionsfraktions-Vize Jens Spahn MdB  
spricht Klartext in Münster
 

Der Bundeskanzler? „Ist sowieso in seiner eigenen Welt.“ 
Robert Habeck? „Der grüne Klimaschutzminister wird 
dafür verantwortlich sein, dass die Kohlekraftwerke in 
Deutschland noch weit über das Jahr 2030 hinaus lau-
fen werden.“ Und die Berliner Klimaschutzpolitik?  „Grüne 
Planwirtschaft.“

Jens Spahn MdB sparte als Gast des Wirtschaftsrates in 
Münster im Rahmen des bundespolitischen Dialogs nicht 
mit Kritik an der amtierenden Bundesregierung. Wichtiger 
aber noch waren die Perspektiven, die der stellvertretende 
Vorsitzende der Unionsfraktion im Bundestag aufzeigte. 
„Wir müssen raus aus der Untergangsstimmung“, warb 
er vor zahlreichen Zuhörern aus der Wirtschaft für einen 
Politikwechsel. Denn: „Eine Mehrheit der Bevölkerung in 
unserem Land will nicht das, was aktuell in Berlin ent-
schieden wird.“

Jens Spahn umriss so etwas wie das 100-Tage-Pro-
gramm einer unionsgeführten Bundesregierung: Einstieg 
in den Abbau der Bürokratie, steuerliche Anreize für den 
Hinzuverdienst von Rentnern und bei Mehrarbeit, echte 

Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungspro-
zessen, Grundsicherung statt Bürgergeld, Aussetzung des 
deutschen Lieferkettengesetzes. Jens Spahn: „Wir sind 
ein starkes Land, aber wir werden jetzt schlecht regiert.“  
Dringend nötig sei eine „Verbesserung der Standortbe-
dingungen“ und keine weiteren Förderprogramme. Der 
Schlüssel, um Deutschland aus der Rezession zu führen 
„liegt im Wachstum und in gesteigerter Produktivität“. Für 
die klare Analyse des Politikers gab es von den Zuhörern 
viel Applaus. Der frisch im Amt bestätigte Sektionsspre-
cher des Wirtschaftsrates in Münster, Dr. Friedrich Hel-
mert, führte durch die spannende Diskussion, an der sich 
die Mitglieder zahlreich beteiligten. Gastgeber des bun-
despolitischen Dialogs war die HLB Schumacher GmbH.

Auf dem traditionellen Kaminabend des Landesverban-
des auf Schloss Saareck in Mettlach sprach Peter Müller, 
Ministerpräsident des Saarlandes a.D. und Richter des 
Bundesverfassungsgerichts zu „75 Jahre Grundgesetz 
– Deutschland in guter Verfassung?“ vor einem voll be-
setzten Saal über die deutschen demokratischen rechts-
staatlichen Prinzipien, die Verschuldung und den Zustand 
der deutschen Wirtschaft. Peter Müller hat am Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Schuldenbremse mit-
gewirkt. Aus seiner Sicht erfüllt das oberste Gericht mit 
dieser Entscheidung seine Aufgabe, Hüter der Verfassung 
zu sein. Er konstatierte in seiner Rede eine „Erosion der 
rechtsstaatlichen Prinzipien, die unsere Demokratie aus-
machen“ und ging auf die in Deutschland exponentiell 
steigende Verschuldung ein und die Mutation der EU zu 
einer Schuldenunion. Deutschland sei ein Absteigerland, 
so Müller. Das einzige Land in Europa, in dem das Brutto-
sozialprodukt sinke. 

Aus richterlicher Sicht nannte Peter Müller drei Punk-
te, die Deutschlands Situation verbessern können: Ers-
tens die äußere Sicherheit. Zweitens die innere Sicherheit 
durch die konsequente Durchsetzung des Rechtsstaates. 
Drittens, sagte Müller „gelten Recht und Gesetz für die 
Regierenden und die Regierten“ gleichermaßen. „Der 
Rechtsstaat lässt keine Ausnahmen zu.“ Die Demokratie 
müsse sich verteidigen. Und: „Wir brauchen weniger Staat 
und weniger Bevormundung.“ 

v.l.n.r. Gerald von der Gathen, Dr. Hugo Fiege, Dr. Stefan Nacke, Jens Spahn und 
Dr. Friedrich Helmert.
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Impressionen der Mitgliederehrungen mit Hausherr Wendelin von Boch, Ehrenred-
ner Peter Müller, CDU Saar, Landesvorsitzendem Stephan Toscani und dem stellver-
tretenden Landesvorsitzenden des Wirtschaftsrats im Saarland Oliver Geis-Sändig

MWS Werbeagentur GmbH, und Lisa Sachau, Geschäfts-
führerin der familiengeführten Teppich-Kibek GmbH. 

Astrid Hamker warb zu Beginn dafür, jene Frauen als 
Vorbilder zu sehen, die bereits eine hohe Position innehat-
ten. Als Beispiele führte sie Angela Merkel und Ursula von 
der Leyen an. Sie sprach sich – wie auch die übrigen Re-
ferentinnen – gegen eine Frauenquote aus, da diese einer 
Frau ihre Qualifikationen absprechen würde. Als eines der 
größten Hemmnisse sieht sie die Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten im gesamten Bundesgebiet und meldete erheb-
lichen Nachholbedarf in diesem Bereich an.
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Hessen
Jahresempfang mit Thorsten Frei MdB
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WirtschaftsratExklusiv  
ist mehr als nur ein Mitgliederausweis.

Prof. Dr.

Max von Musterhausen
Nr. 12345 WirtschaftsratExklusiv 2024

Neugierig geworden?  
Entdecken Sie alle Informationen auf unserer Website. 

Freuen Sie sich auch in diesem Jahr  
über vielfältige Angebote unserer  
langjährigen Kooperationspartner: 

� Coworking-Anbieter Mindspace

�  Business-Clubs: 
– Airport Club Frankfurt 
– Industrie-Club Düsseldorf 
– ROTONDA Business Club Köln

Wir danken der Quirin Privatbank AG und ihrer digitalen  
Tochter quirion AG für ihre freundliche Unterstützung.

Auftakt des Jahresempfangs war die Keynote von Thorsten 
Frei, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion. In Zeiten globaler Herausfor-
derungen, insbesondere in der Ukraine und dem Nahen 
Osten, werde die Bedeutung demokratischer Prinzipien 
immer deutlicher. Thorsten Frei betonte: „Demokratie 
funktioniert nur mit Demokraten, die sich für die Werte 
unseres Landes einsetzen.“ Ebenfalls müsse Deutschland 
die realen Herausforderungen anerkennen. „Deutschland 
steht nicht gut da. Es benötigt eine ordentliche Analyse“, 
mahnte Frei. Eine Herausforderung ist die schleichende 
Deindustrialisierung, die viele Regionen trifft und Arbeits-
plätze bedroht. Gleichzeitig erleben wir eine demografische 
Entwicklung, die neue Ansätze erfordert. „Wir müssen 
Potentiale nutzen“, so der Bundestagsabgeordnete, „mit 
noch mehr Work-Life-Balance und weniger Arbeit werden 
wir es nicht schaffen.“ Die Forderung, Fleiß zu belohnen, 
unterstreicht die Dringlichkeit, innovative Lösungen zu fin-
den, um die Arbeitswelt und die Bevölkerungsentwicklung 
in Einklang zu bringen. Eine weitere Herausforderung ist 
die wachsende Bürokratie, die oft als Hindernis für Inno-

vation und Wachstum wahrgenommen wird. Frei betonte: 
„Die Politik macht die Ziele, aber der Weg zum Ziel sind 
die Bürger sowie Unternehmer. Da müssen wir unterstüt-
zen.“ Angesichts dieser Herausforderungen ist ein neu-
er Impuls erforderlich. Thorsten Frei sprach von „einem 
Ruck, der durchs Land gehen müsse“. „Dies ist möglich 
und notwendig“, betonte er, „aus einem ,kranken Mann‘ 
wieder eine Zugmaschine zu machen.“ Deutschland trage 
die Kraft in sich, diesen Wandel zu vollziehen, doch diese 
Kraft müsse neu entfaltet werden.

Thorsten Frei MdB, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion
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„Die Europawahl ist eine Richtungswahl und entscheidet 
über die Zukunft unseres Kontinents.“ Mit diesen Worten 
eröffnete David McAllister MdEP die Veranstaltung und 
sprach sich für eine große, starke und handlungsfähige 
Europäische Union 
(EU) aus. Insbesondere 
der Binnenhandel und 
die Zollunion seien ent-
scheidend für den ge-
meinsamen Wohlstand. 

McAllister übte offe-
ne Kritik an Stimmen, 
die einen EU-Austritt 
Deutschlands fordern, 
und verwies auf den 
Brexit, der heute von 
der Mehrheit der Bri-
ten bedauert werde. 
Anstatt einen EU-Aus-
tritt anzustreben, sei 
es wichtiger, die EU in 
jeglicher Hinsicht zu 
verbessern. Die primä-
ren Handlungsbereiche stellten dabei die Migration, die 
Wirtschaft, der Klimaschutz sowie die innere und äußere 
Sicherheit dar. 

Aber nicht jedes Thema sollte im Aufgabenbereich der 
EU liegen. Er kritisierte die Überregulierung, die insbeson-
dere kleinere Unternehmen belaste, und forderte Subsi-
diarität und Verhältnismäßigkeit. Mit Blick auf die Zukunft 
sieht McAllister drei wichtige große Themen für Europa: 
Sicherheit, Wohlstand und Freiheit.

Der Landesverband Thüringen hatte zu einer Podiumsdis-
kussion mit Minister Bernhard Stengele (Grüne), Prof. Dr. 
Mario Voigt (CDU) und Thomas L. Kemmerich (FDP) in 
den Thüringer Landtag eingeladen. Über 70 Mitglieder, 
Gäste und Mandatsträger verfolgten den Schlagabtausch. 

Landesvorsitzender Mihajlo Kolakovic eröffnete die 
Runde, die Themen wie den demografisch bedingten Ar-
beits- und Fachkräftemangel, Energiekosten und Entbü-
rokratisierung sowie die digitale Verwaltung oder Mobili-
tätsangebote für Stadt und Land diskutierte, wobei die 
unterschiedlichen Positionen der drei Vertreter ihrer Partei 
deutlich wurden. Die Fragerunde mit dem Plenum war 
mehr als interessant und hochkarätig. Die SPD war auch 
eingeladen, doch leider musste Innenminister Georg Maier 
kurzfristig absagen.

David McAllister zu Gast beim Wirtschaftsrat in 
Hannover

Niedersachsen
David McAllister MdEP:  
Wir brauchen ein starkes Europa!

 

Thüringen
Podiumsdiskussion zur  
„Politischen Situation in Thüringen“ im Landtag

v.l.n.r. Minister Bernhard Stengele (Grüne), Prof. Dr. Mario Voigt (CDU), Mihajlo 
 Kolakovic, Landesvorsitzender des Wirtschaftsrates in Thüringen und Thomas 
L.  Kemmerich (FDP)
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Frankfurter Allgemeine Zeitung am 06.02.2024

„Deutschland hat sich in der Energiepolitik verzettelt“, sagte 
Generalsekretär Wolfgang Steiger gegenüber der Zeitung. 
 Ein Konzept sei nötig, das Marktwirtschaft und Klimaschutz 
verbindet sowie Wett bewerb und Technologieoffenheit. 

In der Süddeutschen Zeitung am 08.02.2024

„Momentan ist nicht der richtige Zeitpunkt für Gedankenspie-
le zu Koalitionen“, warnte Wolfgang Steiger, Generalsekretär 
des Wirtschaftsrats. Die Union solle sich jetzt vor allem auf 
ihre Stärken konzentrieren. Hier sei noch Luft nach oben.

WirtschaftsWoche am 18.02.2024

„Wollen wir dem Vertrauensverlust entgegenwirken, heißt es 
die Rahmenbedingungen für einen starken Wirtschaftsstandort 
wieder in den Mittelpunkt der politischen Debatte rücken.  
Viele unserer Unternehmen gehören in ihren Industrien zu den 
besten der Welt. Wir müssen ihnen nicht erklären, wie sie 
innovativ und wettbewerbsfähig sind, und welche Technologie 
sie morgen brauchen“, schrieb Wirtschaftsrats-Präsidentin 
Astrid Hamker in einem Gastbeitrag.

Tagesspiegel am 02.03.2024

Wirtschaftsrats-Generalsekretär Wolfgang Steiger sagte dem 
Tagesspiegel, es sei ein „Anschlag auf die Generationen-
gerechtigkeit“, das Rentenniveau bei 48 Prozent zu fixieren.  
Er fordert, Mütterrente, Grundrente sowie die vorgezogene 
Rente nach 45 Beitragsjahren abzuschaffen. 

dpa am 04.03.2024

Kritik kommt indes vom Wirtschaftsrat. Die neuen Regeln bei 
Verpackungen werde Unternehmen vor kaum lösbare Probleme 
stellen, sagte Generalsekretär Wolfgang Steiger. Auch für 
Verbraucher werde die Verordnung unerfreuliche Folgen haben. 
Die steigenden Preise für Umverpackungen werden an den 
Supermarktkassen deutlich zu spüren sein.

Bild am 05.03.2024

„Herr Weselsky nimmt für die völlig überzogenen Forderungen 
seiner Gewerkschaft das gesamte Land in Geiselhaft. Selbst 
auf äußerst großzügige Angebote wie die 36,5-Stunden-Woche 
will er nicht mehr eingehen. Es stellt sich die Frage, wozu es 
überhaupt Verhandlungen geben soll“, verurteilte Astrid 
Hamker, Präsidentin des Wirtschaftsrates die Streiks der 
Gewerkschaft GDL.

Frankfurter Allgemeine Zeitung am 30.03.2024

„Die Länder sollten sich gesammelt hinter die Schuldenbremse 
stellen. Eine solide Ausgabenpolitik gepaart mit der Rück-
besinnung auf die Soziale Marktwirtschaft steht nicht nur für 
Glaubwürdigkeit, Generationengerechtigkeit und auf Dauer ein 
höheres Wirtschaftswachstum – sie eröffnet auch politische 
Handlungsspielräume“, betonte Wolfgang Steiger, General-
sekretär des Wirtschaftsrates, in einem Namensartikel.

In der Welt am Sonntag am 30.03.2024

„Die geplante Stilllegung und der sukzessive Rückbau der 
Gasnetze können zu einer Kostenfalle für Verbraucher und 
energieintensive Industrie gleichermaßen werden“, warnt der 
Generalsekretär Wolfgang Steiger. „Hier versucht das Bundes-
wirtschaftsministerium erneut, das Kind mit dem Bade 
auszuschütten und den zweiten Schritt vor dem ersten zu 
gehen.“

Main­Post am 03.04.2024

Nach Einschätzung des Wirtschaftsrates hat Deutschland 
„insgesamt einen größeren Spielraum für Steuersenkungen  
als in der politischen Debatte wahrgenommen wird“. Bei 
 Rekordsteuereinnahmen von 916 Milliarden Euro gebe es kein 
Einnahme-, sondern ein Ausgabenproblem. Der Bund müsse 
endlich seine Ausgaben priorisieren.

Energate Messenger am 10.04.2024

Europa muss im Standortwettbewerb mit anderen Weltregionen 
auf weniger komplexe Vorgaben für Unternehmen setzen.  
Das fordert Wolfgang Steiger im Interview. Darin äußerte er 
sich auch zu den zuletzt gesunkenen Energiepreisen und  
zur Kraftwerksstrategie.

FOCUS am 19.04.2024 

Astrid Hamker, Präsidentin des Wirtschaftsrats, positionierte 
sich klar gegen die Vier-Tage-Woche. Eine solche könne sich 
Deutschland nicht leisten. „Wir müssen zur Leistungsgesell-
schaft zurück.“
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3
In den letzten zehn Jahren gehörten 
die Strompreise in Deutschland 
zu den dritthöchsten in Europa und 
zählen zu den weltweiten Spitzen-
reitern. Das gefährdet die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft. 
Quelle: Statistisches Bundesamt

2,2
Im April 2024 beträgt die aktuelle 
 Inflationsrate 2,2 % und erreicht da- 
mit im Jahr 2024 den niedrigsten Wert.
Quelle: Statistisches Bundesamt

20
Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
nahm die Zahl der Erstanträge von 
Asylsuchenden im ersten Vierteljahr 
um fast 20 Prozent ab. Innenminis-
terin Faeser begründet das unter 
anderem mit Grenzkontrollen.
Quelle: Tagesschau

19,8
Im April 2024 sind die Zulas-
sungen für Pkw um 19,8 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahresmo-
nat markant angestiegen. Während 
die Neuzulassungen von Elektro-
fahrzeugen leicht um 0,2 Prozent 
zurückgingen, erlebten Hybridfahr-
zeuge mit plus 28,4 Prozent eine 
deutliche Steigerung. Auch 
Benziner mit plus 18,6 Prozent 
und Dieselfahrzeuge mit einem 
plus von 28,8 Prozent zeigten 
signifikante Zuwächse.
Quelle: Kraftfahrtbundesamt

4,5
Im März 2024 betrugen die 
Steuerein nahmen – ohne reine 
Gemeindesteuern – in Deutsch-
land rund 77,6 Milliarden Euro. 
Im Vergleich zum Vorjahr sanken 
die Steuereinnahmen um rund 
4,5 Prozent.
Quelle: Statistisches Bundesamt 

4,57
Zum 1. Juli 2024 wird  
eine Renten erhöhung von  
4,57 Prozent wirksam, wodurch 
der Rentenwert von 37,60 Euro 
auf 39,32 Euro ansteigt. Dabei ist 
es von grund legender Bedeutung, 
dass der etablierte gesetzliche 
Rahmen weiterhin Bestand hat 
und nicht für politische Zwecke 
instrumen talisiert wird.
Quelle: Deutsche Rentenversicherung

Nichts ist so vorhersagbar wie SPD, Grü-
ne, Linke und jetzt auch die Wagenknecht- 
Partei BSW im Wahlkampf-Modus. Alle 
vier Parteien versprechen, versprechen und 
versprechen. Auf den Überbietungswett-
lauf beim Mindestlohn, werden üppige Bür-
gergeld-Erhöhungen, Kindergrundsicherung, 
Mietpreisbremsen und Rentenversprechen 
aufgesattelt, die nicht nur aus den aktuel-
len Haushalten unfinanzierbar sind, sondern 
auch durch die junge Generation in Zukunft 
nicht tragbar sind. 
Am Ende kommt es nach Koalitionsverhand-
lungen nie so ganz wie gefordert, besänf-
tigen vernünftigere Vertreter aus den ge-
nannten Parteien. Doch wie die Ampel beim 
jüngst beschlossenen Rentenpaket gezeigt 
hat, müssen sie ihren linken Flügeln „Fut-
ter geben“, damit sie anderswo stillhalten. 
Schaufenster-Politik wie die SPD-Forderung 
nach einer Mietpreisbremse erweitert auf 
den Neubau, zerstört jeden Anreiz, dringend 
benötigte Wohnungen zu errichten. Egal. 
Schimpfen kann man danach über die bösen 
privaten Wohnungskonzerne, die angeblich 
ihrer gesellschaftlichen Ver-
pflichtung nicht nachkom-
men. Das Muster ist in 
der Politik weitverbrei-
tet: Schuld sind immer 
die anderen.

Ihr SpindoktorIhr Spindoktor
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Mindestlohn und Mindestlohn und 
Rente unendlichRente unendlich

19
Der deutsche Investmentmarkt  
für Immobilien ist verhalten ins Jahr 
2024 gestartet und verbucht nach dem 
ersten Quartal ein Transaktionsvolumen 
von 6,3 Milliarden Euro. Das ist 
weiterhin sehr schwach und liegt 
19 Prozent unter dem Ergebnis  
des Vorjahres.
Quelle: JLL Jones Lang Lasalle Inc.
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Ihr PLUS auf dem Arbeitsmarkt.
Unsere betriebliche Krankenversicherung für Mitarbeitende.

Eine betriebliche Krankenversicherung von SIGNAL IDUNA kann für Ihr Unternehmen einen großen 
Unterschied machen. Investieren Sie in die Gesundheit Ihrer Mitarbeitenden mit Vorteilen für beide 
Seiten. Überzeugen Sie sich von unseren Leistungen.

 Jetzt 
 attraktiv für
 Fachkräfte 
werden!
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